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Teil A:  Anregungen der Träger öffentlicher Belange und sonstigen Behörden aus der ersten Offenlegung vom 07.07.2016 - 12.08.2016 

Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 

1 Amprion GmbH 
1.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen unseres 

Unternehmens. Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen 
aus heutiger Sicht nicht vor. Wegen der in diesem Bereich verlaufenden Hochspan-
nungsleitung der RWE Deutschland GmbH wenden Sie sich bitte an die Westnetz 
GmbH, Florianstraße 15 – 21, 44139 Dortmund. Diese Stellungnahme betrifft nur die 
von uns betreuten Anlagen des 220- und 380-kV-Netzes. Wir gehen davon aus, dass 
Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständigen Unternehmen beteiligt ha-
ben. 

zu 1.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

2 Bezirksregierung Arnsberg - Abt. 6 Bergbau und Energie 
2.1 Zentrale Grubenwasserhaltung 

Aus dem Restbetrieb der Wasserhaltung Haus Aden und den im Rahmen des Ab-
schlussbetriebsplanverfahrens noch durchzuführenden Maßnahmen im Umfeld der 
Wasserstadt Aden ergeben sich einige Restriktionen. 
Vor dem Hintergrund des zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Saarland und 
der RAG-Stiftung geschlossenen Erblastenvertrages ist die Bezirksregierung Arnsberg, 
Abteilung „Bergbau und Energie in NRW“ für die Überwachung eines geordneten Gru-
benwasseranstiegs nach Rückzug des Steinkohlenbergbaus zuständig. Derzeit wird am 
Standort Haus Aden 1/2 die von der Bezirksregierung Arnsberg hauptbetriebsplanmäßig 
zugelassene „Zentralwasserhaltung Haus Aden“ der Ruhrkohle AG betrieben. 
Die Zentralwasserhaltung für das östliche Ruhrrevier muss auch in Zukunft dauerhaft am 
Standort Haus Aden 1/2 betrieben werden. Die Planungen für die Wasserstadt Aden 
müssen daher im Hinblick auf die für die Zentralwasserhaltung nötigen Betriebsflächen 
und Einrichtungen zur Ableitung des Grubenwassers mit der RAG AG abgestimmt wer-
den. Im Rahmen der Baumaßnahme notwendige Unterbrechungen, Neu- bzw. Umverle-
gungen von Ableitwegen sowie sonstige Veränderungen der Wasserhaltung sind im 

 zu 2.1 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bei den Planungen wurde berücksichtigt, dass die Zentralwasserhaltung für das östliche 
Ruhrrevier auch zukünftig dauerhaft am Standort Haus Aden 1/2 betrieben wird. Die Pla-
nungen für die Wasserstadt Aden wurden daher im Hinblick auf die für die Zentralwasser-
haltung nötigen Betriebsflächen und Einrichtungen zur Ableitung des Grubenwassers 
frühzeitig und kontinuierlich mit der RAG AG abgestimmt. 
Die hierfür erforderlichen Betriebsflächen und Einrichtungen wurden weiterhin im Bebau-
ungsplanverfahren berücksichtigt und werden als Flächen für die Ver- und Entsorgung 
sowie als Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Bergbau“ festgesetzt. 
Ggf. erforderliche Unterbrechungen, Neu- und / oder Umverlegungen von Ableitwegen 
sowie sonstige Veränderungen der Wasserhaltung werden im bergrechtlichen Betriebs-
planverfahren beantragt und durchgeführt. 
Die Stellungnahme wird der RAG AG zur Kenntnis weitergeleitet. 

Anlage 3 zur Drucksache Nr. 11/0977
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Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 
bergrechtlichen Betriebsplanverfahren zu beantragen und durchzuführen. 

2.2 Umlegung der Grubenwasserhaltung und Kanalwasserentnahmeleitung 
Im Rahmen der Realisierung des Projektes „Wasserstadt Aden“ und zur Umsetzung des 
Wasserhaltungskonzeptes ist die Umlegung der Grubenwasserleitung und Kanalwas-
serentnahmeleitung notwendig. 
Zur Sicherung der zukünftigen Trassenverläufe der Grubenwasserleitung und der Ka-
nalwasserentnahmeleitung wurden diese in einem gemeinsamen Termin am 24.03.2015 
zwischen RAG AG, RAG MI GmbH und der Stadt Bergkamen im Zuge einer von allen 
Vertragsparteien unterschriebenen Einverständniserklärung festgelegt. Die Planung ist 
mit dem Wasser- und Schifffahrtsamt Rheine abgestimmt. 
Die Einverständniserklärung ist als Anlage 5 zum Hauptbetriebsplan der Zentralwasser-
haltung Haus Aden genommen und im Zuge der Zulassung des Hauptbetriebsplans ver-
bindlich gemacht worden. Das Kanalwasserentnahmebauwerk muss zur Kühlung der 
untertägigen Pumpanlagen mindestens bis zur Entscheidung über ein endgültiges Gru-
benwasserkonzept weiter betrieben werden. 

 zu 2.2 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die geplante neue Grubenwasserleitung verläuft vom Sondergebiet 2 (SO 2) mit der be-
sonderen Zweckbestimmung „Bergbau“ in nördliche Richtung unterhalb der hier gelege-
nen öffentlichen Grünflächen, Allgemeinen Wohngebiete sowie Wasserflächen. Die Lei-
tung ist als Hauptwasserleitung im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzt und kann auf-
grund der tiefen Lage sowie des Leitungsdurchmessers überbaut werden. 
Die Kanalwasserentnahmeleitung ist nicht im Bebauungsplan festgesetzt, da zum aktuel-
len Zeitpunkt noch keine Erkenntnisse darüber vorliegen, ob eine Verlegung der Leitung 
nur zeitlich begrenzt oder dauerhaft erforderlich ist. Im Falle einer zeitlich begrenzten Ver-
legung wäre für die Bauzeit eine kostengünstige Zwischenlösung denkbar (z.B. oberirdi-
sche Verlegung). Sollte die Verlegung dauerhaft oder längerfristig erforderlich sein, wird 
die Leitung im Rahmen der Erschließung des Plangebietes innerhalb der geplanten öffent-
lichen Verkehrs-/Grünflächen verlegt. 

2.3 Grubengasnutzung 
Am Standort Haus Aden wird des Weiteren eine Grubengasnutzungsanlage von der 
Mingas-Power GmbH, Essen, betrieben. Die Grubengasabsaugung wurde bergrechtlich 
zugelassen (Hauptbetriebsplan). 
Durch den Betrieb der Zentralwasserhaltung und der Grubengasabsaugung werden 
Emissionen im Rahmen der gesetzlich zulässigen Grenzen erzeugt (Lärm, Geruch). 

 zu 2.3 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Wie in der Begründung erläutert, werden die bergbaulichen Folgenutzungen umstruktu-
riert. Am Standort soll langfristig unter anderem auch Wasserhaltung und Grubengasnut-
zung betrieben werden. 
Die Emissionen der Grubengasnutzungsanlage wurden deshalb im Rahmen des Immissi-
onsgutachtens berücksichtigt. Ein dauerhaft verträgliches Nebeneinander mit den geplan-
ten Baugebieten ist aufgrund der gewählten Nutzungszuordnungen und der Abstände 
zwischen den jeweiligen Nutzungen sowie der bereits erfolgten Einhausung der Gruben-
gasnutzungsanlage bzw. der Blockheizkraftwerke gesichert. Zwischen Stadt, RAG AG 
und Mingas-Power GmbH besteht zudem ein städtebaulicher Vertrag, in dem Mingas-
Power sich gegenüber der Stadt verpflichtet, ggf. weitergehende Unterlagen / Gutachten 
zur Verfügung zu stellen. 
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Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 
2.4 Grundwassermessstellen und Zufahrten 

Die Grundwassermessstellen auf der Verfahrensfläche Haus Aden 1/2 5F, 5T und 6T 
müssen für das Grundwassermonitoring der Bergehalde Großes Holz erhalten bleiben. 
Für die Bauüberwachung der Gestaltung der Bergehalde Großes Holz und des Kanal-
bandes ist im ehemaligen Hafenamt der Schachtanlage ein Baubüro eingerichtet. Vor 
Beendigung der Bergaufsicht muss das Hafenamt im bergrechtlichen Verfahren noch 
zurückgebaut und ein Ausweichstandort eingerichtet werden. 

 zu 2.4 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die in der Stellungnahme aufgeführten Grundwassermessstellen werden erhalten. Ggf. 
müssen die Grundwassermessstellen im Rahmen des Bodenmanagements sowie der 
Erdarbeiten baulich angepasst werden. Eine derartige bauliche Anpassung erfolgt außer-
halb des Bebauungsplanverfahrens und wird frühzeitig im Rahmen der Ausführungspla-
nung zum Sanierungsplan mit den betroffenen Fachbehörden abgestimmt. 
Der Erhalt und der spätere Rückbau des Hafenamtsgebäudes sowie die Erforderlichkeit 
eines Ausweichstandortes werden im Rahmen der Realisierung der Bebauung berück-
sichtigt. Das Gebäude ist jedoch kein Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 

2.5 Zufahrten zur Halde Großes Holz sowie zum Kanalband 
Die Zufahrt zur Bergehalde Großes Holz und zum Kanalband von der Jahnstraße muss 
ständig gewährleistet sein. Im Fall einer Kollision mit der Baumaßnahme „Wasserstadt 
Aden“ muss eine Ersatzzufahrt eingerichtet werden. 

 zu 2.5 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Umsetzung der Planungen zur Wasserstadt Aden erfolgt in enger Abstimmung mit 
dem Projektpartner RAG MI. Während der Realisierung werden die Zufahrten zur Berge-
halde Großes Holz und zum Kanalband von der Jahnstraße gesichert bzw. erforderliche 
Ersatzzufahrten eingerichtet. Danach wird eine ständige Zufahrt zur Halde und zum Ka-
nalband über den geplanten Kreisverkehr an der L 821/Jahnstraße gesichert. Die Siche-
rung und Einrichtung dieser Zufahrten sind jedoch kein Bestandteil des Bebauungsplan-
verfahrens. 

2.6 Bergrechtlicher Betriebsplan 
Die Bergaufsicht für die Verfahrensfläche hat bis auf die Bereiche der Zentralwasserhal-
tung und für noch durchzuführende Restrückbauarbeiten am 01.10.2015 geendet. Für 
die im bergrechtlichen Verfahren noch durchzuführenden Restrückbauarbeiten wurde 
ein bergrechtlicher Betriebsplan zugelassen. Dies wurde Ihnen mit Schreiben der Be-
zirksregierung Arnsberg (Dez. 62) vom 23.02.2015 unter Beifügung der Antragsunterla-
gen und der Zulassung bereits mitgeteilt. 

 zu 2.6 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der bergrechtliche Betriebsplan liegt vor und wird bei der Realisierung berücksichtigt. Die-
ser ist ein eigenständiges Verfahren und kein Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 

2.7 Bestehende Polderpumpanlage 
Über eine im Nordwesten der Planfläche liegende Pumpanlage werden noch Siedlungs- 
und Oberflächenwässer abgeführt. Das Gebäude des Polderpumpwerks wurde im Rah-
men des Abbruchs der Schachtanlage Haus Aden zurückgebaut. Nach den hier vorlie-

 zu 2.7 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der weitere Umgang mit der in der Stellungnahme angesprochenen Polderpumpanlage 
bzw. den noch vorhandenen Teilen dieser Anlage, sowie eine ggf. erforderliche Neuord-
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genden Erkenntnissen handelt es sich bei der Restanlage um eine Polderpumpanlage, 
die nicht unter Bergaufsicht steht. Die Neuordnung der Entwässerung bzgl. dieses 
Pumpwerkes muss mit der RAG AG abgestimmt werden. 

nung der mit dieser Pumpe zusammenhängenden Entwässerung, wird außerhalb des Be-
bauungsplanverfahrens mit der RAG AG abgestimmt. 

2.8 Begründung / redaktionelle Änderung 
In redaktioneller Hinsicht bitte ich nochmals um folgende Änderung im Entwurf der Be-
gründung im Kapitel 7.1.7 Sondergebiet 2 „Bergbau“: bei der Aufzählung der zulässigen 
Nutzungen ist der erste Spiegelstrich wie folgt neu zu fassen: „Nutzungen aufgrund 
bergrechtlicher Betriebspläne“ 
Eine entsprechende Änderung bitte ich ebenfalls in den Textlichen Festsetzungen im 
Planentwurf unter 1.4.3 für das Sondergebiet 2 vorzunehmen. 
Über die vorstehenden Hinweise und Anregungen hinaus bestehen zu dem Bebauungs-
plan keine Bedenken. Bei weiterem Abstimmungsbedarf stehe ich für Nachfragen gern 
zur Verfügung. 

 zu 2.8 
Der Anregung wird gefolgt, die textlichen Festsetzungen und die Begründung wer-
den redaktionell angepasst. 
Kapitel 7.1.7 der Begründung wird entsprechend überarbeitet. Ebenfalls geändert wird 
Ziff. 1.4.3 der textlichen Festsetzungen „Zulässigkeit von Nutzungen im Sondergebiet 2 
(SO 2) mit der besonderen Zweckbestimmung „Bergbau". 
Hier sind nun folgende Nutzungen zulässig: 
- Nutzungen aufgrund bergrechtlicher Betriebspläne 
- Anlagen und Betriebe zur energetischen Nutzung von bergbaulichen Nebenprodukten 
- Anlagen der Grubenwasserhaltung 
Die genannten Änderungen sind nur redaktioneller Art und bedingen keine inhaltlichen 
Änderungen. 

 

3 Bezirksregierung Arnsberg Dez. 25 - Verkehr   
3.1 zum o.g. Bebauungsplan bestehen aus verkehrstechnischer Sicht weder Anregungen 

noch Bedenken. Eine Stellungnahme zu Verkehrssicherheitsaspekten im Bereich der 
geplanten Straßen kann ohne detailliertes Planmaterial nicht abgegeben werden. 

 
zu 3.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 
4 Bezirksregierung Arnsberg, NL Lippstadt, Dez. 54 – Wasserwirtschaft   

4.1 Aus hochwasseraufsichtlicher Sicht sowie aus Sicht des kommunalen Abwassers beste-
hen gegen den Bebauungsplan sowie dem Entwicklungskonzept keine Bedenken. 

 zu 4.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 
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5 Bezirksregierung Münster Dez. 26   
5.1 Aus luftrechtlicher Sicht werden gegen die geplanten Maßnahmen 

keine Bedenken vorgetragen. 
 zu 5.1 

Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 
6 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr, Referat Infra I3 
  

6.1 Höhe baulicher Anlagen 
Die Bundeswehr ist nicht berührt und nicht betroffen. 
Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen - einschl. untergeordneter Gebäude-
teile - eine Höhe von 30 m nicht überschreiten. 
Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, bitte ich in je-
dem Einzelfall mir die Planungsunterlagen -vor Erteilung einer Baugenehmigung- zur 
Prüfung zuzuleiten. 

 zu 6.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
In den Wohn-, Misch-, Gewerbe- und Sondergebieten werden zulässige Gebäudehöhen 
festgesetzt. Die höchsten Gebäude dürfen gemäß diesen Festsetzungen eine Höhe von 
13 m über dem zugeordneten Straßenniveau aufweisen. Zusätzlich machen die Planun-
gen Geländeveränderungen von maximal 8 m erforderlich. Es ist insofern ausgeschlos-
sen, dass Gebäude, untergeordnete Gebäudeteile und / oder sonstige bauliche Anlagen 
eine Gebäudehöhe von 30 m überschreiten. 

 

7 BUND - Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NW e. V.   
7.1 Zu dem o. a. Verfahren nehmen wir im Namen und mit Vollmacht des Landesverbandes 

NRW des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) erneut wie folgt Stel-
lung. 
Städtebauliche Begründung 
Seite 30, 10.1 Ver- und Entsorgung 

"Außerhalb des Bebauungsplanverfahrens ist ein Energieversorgungskonzept für die 
Wasserstadt Aden aufzustellen. Dabei soll insbesondere das biothermische Energiepo-
tential der am Standort anfallenden Grubenwässer für eine nachhaltige Versorgung mit 
regenerativer Energie geprüft werden.“ 

Wir begrüßen ein solches Energieversorgungkonzept. Neben einer biothermischen Nut-

 zu 7.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Möglichkeit einer Grubengasnutzung wird ebenfalls im Rahmen des Energieversor-
gungskonzeptes geprüft, welches jedoch außerhalb des Bauleitplanverfahrens erarbeitet 
wird. 
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zung des Grubenwassers ist auch die bisherige Grubengasnutzungsanlage der Mingas-
Power GmbH, Essen, einzubeziehen. 

7.2 Umweltbericht 
"Um die Wasserqualität in den geplanten Gewässern aufrecht zu halten, wird das Was-
ser aus dem DHK über ein Wasserspiel in den westlichen Teil der Gracht gepumpt. So-
mit wird das Wasser mit Sauerstoff angereichert und erhält eine leichte Fließrichtung 
zum Adensee. Eine weitere Sauerstoffanreicherung erfolgt im Obergangsbereich zwi-
schen Gracht und See, während das Wasser den Höhenunterschied von einem Meter 
zu überwinden hat." 

Die Energie zum Betrieb der Pumpen und zur Aufrechterhaltung der Wasserqualität für 
Grachten und Adensee ist aus regenerativen Quellen zu beziehen. 

 zu 7.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Zuge des Energieversorgungskonzeptes, sowie im Rahmen der Ausführungsplanung 
zum Adensee, wird geprüft, ob auch die Energie zum Betrieb der Pumpen und zur Auf-
rechterhaltung der Wasserqualität für Grachten und Adensee aus regenerativen Quellen 
bezogen werden kann. 

7.3 Umweltbericht, Seite 48 
"Eine ausführliche Beschreibung zur Umsiedlung und zum Schutz der Kreuzkrötenpopu-
lation auf dem ehemaligen Zechengelände sowie zur Gestaltung des Ersatzhabitats auf 
der Halde "Großes Holz" sind der Expertise des BÜRO DRECKER (2015) im Anhang zu 
entnehmen." 

sowie Seite 57 "Maßnahme ACEF2" 

Der genannte Anhang liegt uns nicht vor. Wie aber bereits in anderen Stellungnahmen 
weisen wir auf die Problematik hin, das Ersatzhabitat Halde Großes Holz für alle anfal-
lenden Kreuzkröten-Umsiedlungsaktionen heranzuziehen. 
Wir wissen, dass das Kreuzkröten-Ersatzhabitat erfolgreich angenommen worden ist. 
Dies ist bereits im Juni 2013 durch einen entsprechenden Laichfund belegt. Dennoch 
kommen auch Dr. Gausmann und Dipl.-Biol. W. Müller vom Büro Drecker in ihrem Vor-
trag "Neue Kreuzkröten- Lebensräume auf der Bergehalde Großes Holz - Kanalband in 
Bergkamen" zu dem Resümee: (Ein) "Ersatzhabitat Halde Großes Holz als pauschale 
Kreuzkröten-Auffangstation erscheint nicht zweckmäßig" (Vortrag gehalten auf der Ta-
gung "Die Kreuzkröte im Ruhrgebiet - Umgang mit einer unsteten Art der FFH-Richtlinie" 
am 18.06.2013, Recklinghausen). 

 zu 7.3 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die zuständigen Behörden wurden frühzeitig in die Planungen einbezogen, so dass in ei-
nem iterativen Prozess die Maßnahmenfläche auf der Halde Großes Holz entwickelt wur-
de. In einem Behördentermin am 24.01.2014 zur Vorgehensweise mit den planungsrele-
vanten Arten und Umsetzung der CEF-Maßnahmen wurde abgestimmt, eine kombinierte 
Maßnahme für den Flussregenpfeifer und die Kreuzkrötenpopulation zu schaffen. Im Zuge 
einer Variantenfindung sind mehrere geeignet erscheinende Ersatzhabitate geprüft wor-
den. Im Ergebnis der Variantenuntersuchung verblieben zwei Flächen auf dem Haldenpla-
teau. In weiteren Abstimmungsterminen mit allen Beteiligten (Bezirksregierung Arnsberg 
[Bergbaubehörde], HLB, ULB, Biologische Station Kreis Unna etc.) wurde das Konzept 
fachlich sowie inhaltlich konkretisiert. 
Das neu zu errichtende Habitat wurde unter Berücksichtigung der Ökologie und Lebens-
raumansprüche der Arten geplant, um eine erfolgreiche Annahme des Habitats durch die 
lokalen Populationen zu gewährleisten und um die gesetzlich festgelegten Rahmenbedin-
gungen für CEF-Maßnahmen zu erfüllen. 
Die Bergehalde Großes Holz wurde auf einem ehemaligen Waldstück errichtet, weshalb 
zum Ausgleich für die Flächeninanspruchnahme umfangreiche Aufforstungen auf der Hal-
de erforderlich werden. Daher kann und soll die Halde nicht als „pauschale Kreuzkröten-
Auffangstation“ dienen, da große Teile zukünftig ohnehin nicht dem Lebensraum der 
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Kreuzkröte entsprechen werden. 

7.4 Seite 58 
"Zudem ist über das Monitoring zu prüfen, ob es durch eine hohe Besucherfrequenz auf 
der Halde "Großes Holz" zu negativen Auswirkungen vor allem beim störungsempfindli-
chen Flussregenpfeifer kommt. Ein entsprechendes Risikomanagement ist dann zu er-
arbeiten, dessen Folge u. a. Besucherlenkungskonzepte sein können." 

Ein Besucherlenkungskonzept ist für uns Grundvoraussetzung. Es ist von Beginn an zu 
erstellen und umzusetzen. Ein besonderes Augenmerk ist auf die dort frei laufenden 
Hunde zu richten. 
Bitte geben Sie den anerkannten Naturschutzverbänden und dem Landesbüro der Na-
turschutzverbände in Oberhausen die Entscheidung im Verfahren bekannt. Das Lan-
desbüro ist zur Entgegennahme dieser Entscheidung durch die anerkannten Natur-
schutzverbände bevollmächtigt. 

 7.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Das neu zu errichtende Habitat wurde in einem iterativen Prozess mit den zuständigen 
Fachbehörden so konzipiert, dass die gesetzlich festgelegten Rahmenbedingungen für 
CEF-Maßnahmen erfüllt sind. Die Minimierung von Störungen durch Besucherverkehr ist 
bei der Planung durch eine Ausdünnung des bestehenden bzw. geplanten Wegenetzes 
bereits berücksichtigt. Durch die gezielte Anlage bzw. den Verzicht bestehender / geplan-
ter Wege soll das Besucherverhalten so beeinflusst werden, dass ein unkontrolliertes Be-
treten des Ersatzhabitats weitgehend minimiert wird. 
Eine Besucherlenkung ist daher bereits vorgesehen. Darüber hinaus wurden Hinweis-
schilder zur Anleitpflicht für Hunde aufgestellt. Weitere Maßnahmen zum Schutz und zur 
Verbesserung des Habitats sowie zur Akzeptanz der Maßnahmenfläche in der Bevölke-
rung sind unter Abstimmung der zuständigen Fachbehörden in Planung. 
Was derzeit nicht abschätzbar und daher im Monitoring zu untersuchen ist, sind die Aus-
wirkungen von Veranstaltungen, die 1 - 2 x im Jahr auf der Halde stattfinden sollen und 
möglicherweise mehr Publikumsverkehr im Bereich der Ersatzfläche nach sich ziehen. 
Ggf. werden temporäre Maßnahmen anlassbezogen umgesetzt.  

 

8 Deutsche Bahn Services Immobilien GmbH – Niederlassung Köln   
8.1 Anpflanzungen 

Bepflanzungen entlang der Bahnstrecke sind rechtzeitig mit der Deutschen Bahn AG 
abzustimmen. 

 zu 8.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Parallel zur Bahntrasse sind, auf den hier festgesetzten Pflanzflächen, Trockenrasenge-
sellschaften auszubilden und zu pflegen. Diese Festsetzung erfolgte aus gestalterischen 
und ökologischen Gründen, aber auch zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des 
Bahnbetriebes durch höherwachsende Bäume, Stauden und Sträucher. 
Die Trockenrasengesellschaften sind extensiv zu pflegen, so dass durch die hierfür erfor-
derliche Mahd langfristig der Aufwuchs von Bäumen und Sträuchern verhindert werden 
kann. 
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8.2 Aufhebung der Bahnübergänge 

Die außerhalb des Bebauungsplans geplanten Bahnübergangsbeseitigungen sind nach 
dem Eisenbahnkreuzungsgesetz zu behandeln. Hier ist die DB Netz AG mit einzubin-
den. 

 zu 8.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der außerhalb des Bebauungsplanverfahrens geplante Rückbau der niveaugleichen 
Bahnübergänge ist kein Bestandteil des Bebauungsplans und ist im Rahmen der fach-
rechtlichen Genehmigungsverfahren, hier nach Eisenbahnkreuzungsgesetz, abzuwickeln. 
Das Schreiben wurde deshalb auch an den ebenfalls zuständigen Landesbetrieb Stra-
ßen.NRW als Straßenbaulastträger für die Jahnstraße (L 821) weitergeleitet. 

9 Deutsche Telekom Technik GmbH T NL West, PTI 15 
9.1 Planung und Sicherung möglicher Telekommunikationslinien 

Gegen die oben genannte Planung bestehen seitens der Telekom keine Bedenken. 

Eine Neuverlegung von Telekommunikationslinien im Plangebiet ist zurzeit nicht geplant. 
Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im 
Baugebiet. Je nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung 
treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei einem bereits beste-
henden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf 
die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die Versorgung der Bürger mit Uni-
versaldienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. 

 zu 9.1 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
In den Gehwegen und / oder Straßen werden im Rahmen der Erschließungsplanung ge-
eignete Trassen für die Unterbringung neuer Telekommunikationsanlagen eingeplant. Die 
Deutsche Telekom Technik GmbH wird deshalb im Rahmen nachfolgender Ausführungs- 
und Erschließungsplanungen frühzeitig an diesen Planungen beteiligt. 

9.2 Koordinierte Erschließung / Planungssicherheit / Netzausbau 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es not-
wendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplange-
biet der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

 zu 9.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind alle Versorgungsleitungen aufgrund der 
geplanten Nutzungs- und Bebauungsdichte sowie der sonstigen gestalterischen Ziele des 
Bebauungsplans generell unterirdisch zu verlegen. Räumliche Reserven für Leitungsmas-
ten etc. sind zudem regelmäßig nicht vorhanden. 
Aufgrund der für die Realisierung der Wasserstadt erforderlichen umfangreichen Erdarbei-
ten ist weiterhin davon auszugehen, dass eine Verlegung von unterirdischen Leitungen 
vergleichsweise kostengünstig erfolgen kann. Wie bereits erläutert, wird die Deutsche Te-
lekom Technik GmbH deshalb im Rahmen der Ausführungs- und Erschließungsplanungen 
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frühzeitig (d. h. mindestens 3 Monate vor Baubeginn) an den weiteren Planungen beteiligt. 

 

10 Einzelhandelsverband Westfalen-Mitte e. V.   
10.1 Planungsrechtlichen Festsetzungen: "Allgemeine Wohngebiete", Mischgebiete" 

und "Sondergebiete 1 - 6" 
Der Handelsverband Westfalen-Münsterland begrüßt das vorgelegte städtebauliche 
Entwicklungskonzept "Stadtumbau Wasserstadt Aden", da damit für eine derzeitige 
Brachfläche eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung betrieben wird. Insoweit befür-
worten wir es, dass mit dem vorgesehenen Bebauungsplan Nr. OA 120 "Wasserstand 
Aden" Bauleitplanung betrieben wird. 
Die planungsrechtlichen Festsetzungen Allgemeine Wohngebiete, Mischgebiete und 
Sondergebiete 1 – 6 begegnen keinen Bedenken. 

 zu 10.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Sollten sich inhaltliche Änderungen an den in der Stellungnahme genannten planungs-
rechtlichen Festsetzungen ergeben, wird der Einzelhandelsverband Westfalen-Mitte e. V. 
erneut beteiligt. 

10.2 Planungsrechtlichen Festsetzung: "Gewerbegebiet - Sporteinzelhandel" 
Hinsichtlich der Festsetzung "Gewerbegebiete" ist nachvollziehbar, dass ausnahmswei-
se Sporteinzelhandel bis maximal zur Schwelle zur Großflächigkeit zulässig sein soll. Im 
Zusammenhang mit den hier auch zulässigen Verkaufsstellen des Annexhandels könnte 
aber die Gefahr einer Zusammenballung vieler Verkaufsstellen bzw. eines einem Fach-
marktzentrum vergleichbaren Situation entstehen, die insgesamt gesehen nachteilige 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in Bergkamen oder umliegenden Orten 
haben können. 
Dies könnte noch dadurch verstärkt werden, dass derartige Verkaufsstellen in der Nähe 
zum Sondergebiet 7 "Lebensmittel-Nahversorgung" entstehen, sodass alles zusammen 
genommen eine nicht mehr nur der Nahversorgung dienende Einzelhandelsansiedlung 
entsteht. 

 zu 10.2 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Gemäß Ziel 8 des LEP NRW - Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel haben die 
Gemeinden dem Entstehen neuer sowie der Verfestigung und Erweiterung bestehender 
Einzelhandelsagglomerationen außerhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche entgegenzuwir-
ken. Darüber hinaus haben sie dem Entstehen neuer sowie der Verfestigung und Erweite-
rung bestehender Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevanten Sortimenten au-
ßerhalb zentraler Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. Sie haben des Weiteren si-
cherzustellen, dass eine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche von 
Gemeinden durch Einzelhandelsagglomerationen vermieden wird.  
Um diesen Vorgaben und auch den sonstigen Zielen des LEP NRW - Sachlicher Teilplan 
Großflächiger Einzelhandel gerecht zu werden, wurden zwei Gutachten zur Beurteilung 
der Tragfähigkeit sowie der Auswirkungen der geplanten Ansiedlung eines Lebensmittel-
marktes sowie eines Sportfachmarktes durch einen beauftragten Gutachter erstellt. 
Die Analyse der Tragfähigkeit sowie der Auswirkungen einer Ansiedlung eines Lebensmit-
teleinzelhandelsmarktes durch den Gutachter zeigt, dass durch die Ansiedlung des Le-
bensmittelmarktes in der geplanten Größenordnung keine wesentlichen negativen Aus-
wirkungen gem. § 11 Abs. 3 BauGB auf zentrale Versorgungsbereiche und / oder die 
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Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 
Nahversorgung in den Wohngebieten zu erwarten sind. 
Zudem liegt das hierfür vorgesehene Sondergebiet 7 (SO 7) mit der besonderen Zweck-
bestimmung „Lebensmittel-Nahversorgung" mittig im Plangebiet und ist mehr als 1.000 m 
vom ganz im Osten des Plangebiets gelegenen GE 1 (möglicher Standort Sportfachmarkt) 
entfernt. Somit liegt kein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang vor, der die Entstehung 
einer neuen Einzelhandelsagglomeration befürchten lässt. 
Die Tragfähigkeits- und Auswirkungsanalyse für den geplanten Sportfachmarkt zeigt, dass 
eine Reduzierung der Größe des ursprünglich geplanten Sondergebietes sowie eine Ein-
schränkung der zulässigen Sortimente erforderlich sind. Um hier die Vorhaben des Lan-
desentwicklungsplanes (LEP NRW) einzuhalten, wird ein Gewerbegebiet festgesetzt, in 
dem nur Sporteinzelhandel bis zur Grenze der Großflächigkeit zulässig ist. Die Zulässig-
keit beschränkt sich zudem auf das im Osten des Plangebietes gelegene GE 1. 
Für die im GE 2 zulässigen Verkaufsstellen des Annexhandels gelten stringente planungs-
rechtliche Vorgaben. Zulässig sind Nutzungen des Annexhandels nur, wenn sie in einem 
unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem vor Ort produzie-
renden Handwerks- oder anderen Gewerbebetrieb stehen, die Summe an Verkaufs- und 
Ausstellungsfläche dem produzierenden Gewerbeteil untergeordnet ist und sich die Größe 
der Verkaufsfläche unterhalb der Schwelle zur Großflächigkeit bewegt. 
Aufgrund dieser zeichnerischen und textlichen Festsetzungen sowie der damit einherge-
henden Einschränkungen der Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen ist nicht davon 
auszugehen, dass eine Zusammenballung vieler Verkaufsstellen oder eine einem Fach-
marktzentrum vergleichbare Situation entstehen kann, die insgesamt gesehen nachteilige 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in Bergkamen oder umliegenden Orten 
haben könnte. Zudem besitzt der Annexhandel mit den gewählten Festsetzungen nur eine 
untergeordnete Größenordnung und die gewerbliche Nutzung ist insgesamt eindeutig vor-
herrschend. 

 
11 Emschergenossenschaft / Lippeverband   
11.1 Abschluss eines Gestattungsvertrages 

Sollten Flächen oder Anlagen des Lippeverbandes von der Baumaßnahme betroffen 
sein, so ist vor Baubeginn ein Gestattungsvertrag mit dem Lippeverband abzuschließen. 

 zu 11.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Innerhalb des Plangebietes liegen keine Flächen im Eigentum des Lippeverbandes. Auf 
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Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 
Die Antragsunterlagen sind in vierfacher Form an die Abteilung 12-AM-20, Herrn Mielicki 
zu senden. 

dem Gelände der ehemaligen Schachtanlage Haus Aden betreibt der Lippeverband aller-
dings zwei Druckrohrleitungen (DN 500 und DN 1000) einschließlich Schachtbauwerke 
des Pumpwerkes Bergkamen Oberaden. Diese wurden im Bebauungsplan innerhalb der 
Bauflächen festgesetzt bzw. außerhalb der Bauflächen hinweislich eingetragen und sind 
daher gesichert. Zu den Leitungsteilen innerhalb der Bauflächen wurde bereits eine ver-
tragliche Regelung mit dem Lippeverband getroffen. Im Falle einer Übergabe der Lei-
tungsteile außerhalb der Bauflächen an die Stadt Bergkamen ist ein entsprechender Ge-
stattungsvertrag erforderlich.  
Eine eventuell erforderliche Umlegung von Leitungen ist eng zwischen Lippeverband und 
Stadt abzustimmen. Für die Trassen können die vorhandenen bzw. geplanten öffentlichen 
Verkehrs- und Grünflächen genutzt werden. 
Gestattungsverträge etc. sind darüber hinaus kein Bestandteil der Bauleitplanung und 
sind im Zuge der jeweiligen konkreten Genehmigungsverfahren zu verhandeln und abzu-
schließen. 

11.2 Ziff. 5 der Plangenehmigung zur Wasserstadt Aden 
Nach wie vor ist der unter Pkt. 5 der Plangenehmigung zur Wasserstadt Aden beste-
hende Auflagenteil des Lippeverbandes in Bezug auf die planende Rein- und Abwasser-
schiene mit unserem Haus abzustimmen. 

 zu 11.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Abstimmung ist in der Zwischenzeit bereits erfolgt. Weitere Gespräche und Koopera-
tionsverfahren werden im Rahmen der Entwässerungsplanung durchgeführt. Unter Pkt. 5 
der Plangenehmigung zur Wasserstadt Aden wurde in Bezug auf die Rein- und Abwas-
serschiene folgende Nebenbestimmung aufgenommen: 
„Die Entwässerungsschiene für Rein- und Schmutzwasser der „Wasserstadt Aden“ ist eng 
mit dem Lippeverband abzustimmen, wenn dessen Anlagen betroffen sind.“  
Dies wird im Zuge der weiteren Umsetzung der Plangenehmigung sowie der anstehenden 
Erd- und Erschließungsarbeiten berücksichtigt.  

11.3 Die Druckrohrleitungen des Pumpwerks Oberaden sind bei der Umsetzung der Planun-
gen im Vorfeld umzulegen. Sie verlaufen derzeit über das Gelände der Wasserstadt und 
parallel zum Dattel-Hamm-Kanal. 

 zu 11.3 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Druckrohrleitungen des Pumpwerks Oberaden werden nicht überbaut oder überdeckt 
und müssen deshalb auch nicht verlegt werden. 
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12 Evangelische Kirche von Westfalen   
12.1 Gegen die obengenannte Planung bestehen keine Bedenken.  zu 12.1 

Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 

13 Gelsenwasser AG   
13.1 Für die Benachrichtigung über o. g. Planungen danken wir. Anregungen dazu haben wir 

nicht. 
 zu 13.1 

Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 
14 GSW Gemeinschaftsstadtwerke Kamen Bönen Bergkamen   
14.1 Für die geplante Erschließung des Baugebietes mit Energie und Wasser bitten wir um 

weitere Beteiligung. Dies gilt insbesondere auch für die Aufstellung des Energieversor-
gungskonzeptes. 

 zu 14.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die GSW Gemeinschaftsstadtwerke Kamen Bönen Bergkamen werden im Zuge der wei-
teren Erschließungsplanung beteiligt. Dies gilt auch bei der Aufstellung des Energiever-
sorgungskonzeptes. 

14.2 Gegebenenfalls benötigen wir für eine sichere Stromversorgung noch ein Grundstück, 
(Größe ca. 5,0m x 7,0 m) mit einem freien Zugang zur Straße, für die Aufstellung einer 
Ortsnetzstation. 

 zu 14.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Nach § 14 Abs. 2 BauNVO können die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, 
Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen in 
den Baugebieten als Ausnahme zugelassen werden. Dies gilt auch im vorliegenden Fall. 
Die Verfügbarkeit der benötigten Fläche wird im Rahmen der Umsetzung zwischen der 
Stadt Bergkamen und dem Versorgungsträger geregelt. 

 

15 Industrie- und Handelskammer zu Dortmund   
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15.1 Die IHK hat mit Schreiben vom 3. Januar 2013 bereits zum Vorentwurf des Bebauungs-

planes Stellung genommen. Gegenüber der Vorentwurfsfassung hat der jetzt vorgelegte 
Bebauungsplanentwurf deutlichere Änderungen erfahren. Die Stadt Bergkamen hat viele 
Bedenken und Anregungen aufgenommen und in die jetzige Entwurfsfassung eingear-
beitet. Insbesondere die Festsetzung zur Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen sind 
deutlich modifiziert worden, so dass sich im Ergebnis keine grundsätzlichen Bedenken 
der IHK gegen den Entwurf ergeben. 

 zu 15.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
- 

15.2 Ausschluss von zentrenrelevantem Einzelhandel im Mischgebiet 4 
Etwas kritisch sieht die IHK die Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben in den drei als 
MI 4 festgesetzten Baugebieten östlich der Seebrücke. Dort wären alle Einzelhandelsbe-
triebe mit zentrenrelevanten, nahversorgungsrelevanten und nicht-zentrenrelevanten 
Sortimenten zulässig, die nicht aufgrund ihrer Großflächigkeit und Auswirkungen im Sin-
ne von § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung in Kern- oder Sondergebiete verwiesen 
werden. Wir regen an, hier zentrenrelevanten Einzelhandel auszuschließen. 
Dies auch vor dem Hintergrund, dass ein Einzelhandelsbetrieb mit Sportartikeln im Ge-
werbegebiet 1 zulässig ist. 

 zu 15.2 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Im Rahmen  der frühzeitigen Behördenbeteiligung wurde seitens der IHK bereits angeregt 
Einzelhandelsbetriebe in den Mischgebieten auszuschließen. Unter Punkt 20.4 der Abwä-
gung der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde dieser Forderung zu-
nächst gefolgt. Im Rahmen der fortschreitenden Konkretisierung der Planungen zeigte 
sich allerdings, dass ein vollständiger Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben in allen 
Mischgebieten nicht mit den angestrebten städtebaulichen Zielen vereinbar ist. Daher 
konnte der ursprünglichen Anregung nur teilweise gefolgt und ein Ausschluss von Einzel-
handelsbetrieben in den Mischgebieten MI 1-3 umgesetzt werden. Die Flächen des 
Mischgebietes MI 4 besitzen dagegen eine städtebauliche Sonderstellung, da sie sich 
zentral innerhalb des Plangebietes mit direktem Bezug zu den angrenzend geplanten 
Wohngebieten befinden. Darüber hinaus grenzen sie an die Seebrücke und einen im städ-
tebaulichen Konzept als Marktplatz dargestellten Bereich. Um eine Belebung dieser at-
traktiven öffentlichen Räume zu erreichen, ist unter anderem die punktuelle Ansiedlung 
von kleinteiligen Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevanten, nahversorgungsrelevan-
ten und nicht-zentrenrelevanten Sortimenten sinnvoll und innerhalb des Mischgebietes MI 
4 planerisch erwünscht. Aufgrund der geringen Größe der zur Verfügung stehenden Flä-
chen innerhalb des MI 4, wird hier auch vor dem Hintergrund des im GE 1 zulässigen 
Sportartikel-Einzelhandels keine Notwendigkeit zum Ausschluss von zentrenrelevanten 
Einzelhandelsbetrieben gesehen. Daher wird der Anregung nicht gefolgt und die Zulässig-
keit von Einzelhandelsbetrieben innerhalb des MI 4 beibehalten. 
 

 

16 Kreispolizeibehörde Unna   



Bebauungsplan Nr. OA 120 „Wasserstadt Aden“  

14

Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 
16.1 Da sich seit dem Stand der Planungen keine wesentlichen Änderungen mit Relevanz für 

kriminalpräventive Aspekte des Städtebaus ergeben haben, wird auf die Stellungnahme 
vom 19.12.2012 verwiesen. 
Rauchmelderpflicht 
Gemäß § 49 Absatz 7 der Landesbauordnung NRW müssen seit dem 1. April 2013 
Schlafräume und Kinderzimmer sowie Flure, über die Rettungswege von Aufenthalts-
räumen führen, mit jeweils mindestens einem Rauchwarnmelder ausgestattet sein. Ge-
mäß der Begründung dürfen nur Rauchwarnmelder gemäß DIN EN 14604 verwendet 
werden. 

 zu 16.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die umfangreichen Hinweise sind überwiegend allgemeiner Natur und insoweit nicht Ge-
genstand der Bauleitplanung. Die Hinweise zur Gestaltung der Grundstücke und Gebäude 
betreffen die spätere Genehmigungsplanung. Die Hinweise werden daher im Rahmen der 
Bauberatung den Bauherren weitergegeben.  
Der Anregung, einen Hinweis auf das Beratungsangebot der Polizei in den Bebau-
ungsplan aufzunehmen, wird nicht gefolgt. 

17 Kreis Unna, Stabsstelle Planung und Mobilität  
17.1 der Bereich des Bebauungsplanes Nr. OA 120 "Wasserstadt Aden" ist Bestandteil zwei-

er im Altlastenkataster des Kreises Unna mit der Bezeichnung 11/141 und 11/25 geführ-
ten Altstandorte. Zudem befinden sich mehrere erfasste Altablagerungen (11/205, 11/25, 
166.010, 166.011, 166.009, 166.013, 167.001,167.003, 167.004) im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes. Aufgrund dessen wurde durch die Taberg Ingenieure GmbH im 
Dezember 2007, auf Grundlage der vorliegenden Untersuchungen der Fläche, ein Sa-
nierungsplan für die Fläche erstellt. Der aktualisierte Sanierungsplan vom 23.04.2015 
wurde am 11.12.2015 für verbindlich erklärt. Folgende Änderungen der bisherigen textli-
chen Festsetzungen sind im Bebauungsplanentwurf jedoch noch vorzunehmen: 
Textliche Festsetzung 6.1: auch GE-Gebiete sind erst nach Umsetzung der Sanierung 
zulässig 

 zu 17.1 
Der Anregung wird gefolgt, die textlichen Festsetzungen werden ergänzt. 
Die textliche Festsetzung 6.1 wird entsprechend ergänzt. 

17.2 Textliche Festsetzung 7.1 ist dahingehend zu ergänzen, dass es sich um die Klasse Z 
1.1 der LAGA 1997 handelt und ein Benzo(a)pyren-Wert bis 2 mg/kg zulässig ist. Dieses 
ist auch in der Begründung auf S. 27 Punkt 7.11 "Festsetzung der Höhenlage nach § 9 
Abs. 3 BauGB" entsprechend zu ergänzen. 

 zu 17.2 
Der Anregung wird gefolgt, die textlichen Festsetzungen und die Begründung wer-
den ergänzt. 
Die textliche Festsetzung 7.1 wird entsprechend der genauen Bezeichnung ergänzt. Die 
Begründung auf S. 27 Punkt 7.11 wird entsprechend ergänzt. 

17.3 Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bitte ich zudem um die Aufnahme des folgenden Hin-
weises: 

 zu 17.3 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Für die bautechnische Verwertung und den Einsatz von Sekundärbaustoffen (Recyc-
lingbaustoffe/Bauschutt, industrielle Reststoffe) oder schadstoffbelasteten Bodenmateri-
alien im Straßen- und Erdbau (z.B. Errichtung von Trag- und Gründungsschichten, Ge-
ländemodellierungen, Baugrubenverfüllungen) ist gemäß § 8 WHG eine wasserrechtli-
che Erlaubnis erforderlich. Diese ist vom Bauherrn bei der Kreisverwaltung Unna, Fach-
bereich Natur und Umwelt zu beantragen. Mit dem Einbau des Sekundärbaustoffes oder 
der Bodenmaterialien darf erst nach Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis begon-
nen werden. Die Verwertung von industriellen Reststoffen ist auf Grundstücken, die der 
Wohnnutzung dienen, ausgeschlossen. 

Der Sanierungsplan trifft umfangreiche Aussagen zur Verwendung von Sekundärbaustof-
fen innerhalb des Plangebietes und gibt die jeweils erforderlichen Bodenqualitäten und –
mächtigkeiten in Abhängigkeit von der darauf geplanten Nutzung vor. Diese werden im 
Rahmen der Umsetzung des Sanierungsplanes hergestellt. Darüber hinaus existieren ge-
setzliche Regelwerke und Vorgaben, die bei der bautechnischen Verwertung und dem 
Einsatz von Sekundärbaustoffen oder schadstoffbelasteten Bodenmaterialien zu beachten 
sind und dementsprechend maßgeblich für die Sanierung des Geländes bzw. spätere Bo-
deneingriffe sind. Ein zusätzlicher Hinweis innerhalb des Bebauungsplanes ist nicht erfor-
derlich. 

17.4 Des Weiteren erfolgte eine neue schalltechnische Untersuchung vom Ingenieurbüro 
TAC - Technische Akustik, Grevenbroich, vom 21.06.2016. Sofern die im Gutachten be-
schriebenen Maßnahmen, inkl. die Ertüchtigung der Schalldämmung der Fenster des 
Pumpenhauses um 5 dB am Kanal, unter Beachtung entsprechender Festsetzungen 
umgesetzt werden, bestehen aus Sicht des Immissionsschutzes keine Bedenken. 

 zu 17.4 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Solange das Pumpenhaus bestehen bleibt, wird eine Schalldämmung der Fenster um 5 
dB vorgenommen. Die Verbesserung des Schallschutzes an den Fenstern des Pumpen-
hauses ist vor Ingebrauchnahme der Wohnhäuser nachzuweisen, zudem müssen  die 
Fenster zur Nachtzeit zwischen 22 Uhr und 06 Uhr geschlossen gehalten werden. Da das 
Kanalwasserentnahmebauwerk nicht dauerhaft erhalten bleiben soll, erfolgen keine Fest-
setzungen im Bebauungsplan. 

17.5 Aus Sicht der Wasserwirtschaft teile ich Ihnen mit dass planungsrechtlich in Bebau-
ungsplänen u.a. die Flächen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 14 BauGB festgesetzt werden. Im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans 
wurde bislang jedoch nur die Fläche der Pumpstation in der dargestellten Weise festge-
setzt. Da die Fläche des Rückhaltebeckens unmittelbar an die Wohnnutzung südlich der 
Gracht grenzt, sollte die Fläche des Rückhaltebeckens jedoch ebenfalls als Fläche für 
die Ver- und Entsorgungsnutzung festgelegt werden. Insbesondere ist die Festsetzung 
der Fläche als Rückhaltebecken erforderlich, da auf der genannten Fläche zusätzliche 
Regelungen bezüglich Verkehrssicherungspflichten und der Erhaltung der Wasserquali-
tät zu regeln sind. Nähere Regelungen hierzu sind im wasserrechtlichen Erlaubnisver-
fahren nach § 8 WHG für das Rückhaltebecken festzulegen. 

 zu 17.5 
Der Anregung wird gefolgt, der Bebauungsplan und die Begründung werden er-
gänzt. 
Die Fläche des Rückhaltebeckens wird  als Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hoch-
wasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung „Regen-
rückhaltebecken“ festgesetzt und die Begründung entsprechend ergänzt.  
 

17.6 Für die Sondergebiete, bei denen mindestens eine Fassade den See überkragt, sind 
Regelungen zur ausschließlichen Verwendung gewässerunschädlicher Baumaterialien 
für die Fassaden über den Wasserflächen sowie die Dachflächen festzulegen. Soweit 
diese sich nicht über den Bebauungsplan festsetzen lassen, sollten Regelungen hierzu 

 zu 17.6 
Der Anregung wird gefolgt, die textlichen Festsetzungen und die Begründung wer-
den ergänzt. 
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ebenfalls in die Seeordnung aufgenommen werden. 
Die textliche Festsetzung III Nr. 1 zu den Dacheindeckungen der Gebäude auf dem oder 
am Wasser ist in der folgenden Weise zu modifizieren um auch den Eintrag von Or-
ganezinnverbindungen auszuschließen: 
"Dacheindeckungen aus Blei, Zink, Kupfer, glasierten oder mit bioziden (bspw. der Or-
ganozinn- Verbindungen) gegen die Ausbreitung von Algen, Flechten und Moosen be-
handelten Dachpfannen und - ziegeln sind unzulässig." 

Unter III Nr. 2 wird folgende Festsetzung aufgenommen: 
„Fassadenmaterialien 
Für Gebäude innerhalb der Sondergebiete SO 3, SO 4, SO 5 und SO 6 bei denen min-
destens eine Fassade den See überkragt, sind mit Bioziden (z.B. Organozinn- Verbindun-
gen), gegen die Ausbreitung von Algen, Flechten und Moosen behandelte Baumaterialien 
für die Gebäudeteile über den Wasserflächen nicht zulässig.“ 
Darüber hinaus wird die textliche Festsetzung III Nr. 1 folgendermaßen ergänzt: 
„Dacheindeckungen 
Bitumierte Dachoberflächen sind mit einer Kiesschicht zu versehen. 
Für Gebäude innerhalb der Sondergebiete SO 3, SO 4, SO 5 und SO 6 bei denen min-
destens eine Fassade den See überkragt, sind Dacheindeckungen aus Blei, Zink, Kupfer 
sowie mit Bioziden (z.B. Organozinn-Verbindungen), gegen die Ausbreitung von Algen, 
Flechten und Moosen behandelte Dachpfannen- und -ziegeln nicht zulässig.“ 
Die Begründung wird jeweils entsprechend angepasst. 
Glasierte Dacheindeckungen werden nicht ausgeschlossen, da sie keine Auswirkungen 
auf die Wasserqualität haben. 

17.7 Aus Sicht von Natur und Landschaft teile ich ihnen mit, dass die Aufstellung des o. a. 
Bebauungsplanes "Wasserstadt Aden" in einem mehrjährigen Verfahren durch zahlrei-
che Besprechungen und Abstimmungen sowie durch die Verbindlichkeitserklärung der 
Sanierungsplanung (Kreis Unna) und die Plangenehmigung zur Errichtung des Aden-
sees (Bezirksregierung Arnsberg vom 19.02.2016 Az.: 54.03.01.02-978004-06.14) be-
gleitet worden ist. 
Die entsprechende Biotopwertbilanz ist zwischenzeitlich angepasst worden. Hieraus und 
insbesondere aus dem Bereich ,Artenschutz' verbleiben eine Reihe von naturschutz-
fachlichen Maßnahmen, die - wie vorgesehen - mit Hilfe der ökologischen Baubegleitung 
und der unteren Landschaftsbehörde umzusetzen sind (einschließlich deren rechtlichen 
Sicherung). ln diesem Zusammenhang verweise ich auf die Nebenbestimmungen der o. 
a. Plangenehmigung zur Errichtung des Adensees. Der Bereich ,Artenschutz' ist aller-
dings noch in der Begründung zum Bebauungsplan als eigenständiges Kapitel zu er-
gänzen. 

 Zu 17.7 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird ergänzt. 
Im Rahmen der Planungen zur Wasserstadt Aden wurden umfangreiche Untersuchungen 
zu umweltbezogenen Auswirkungen und insbesondere zum Artenschutz durchgeführt. Die 
Ergebnisse der Artenschutzprüfungen machten verschiedene CEF Maßnahmen für be-
troffene planungsrelevante Tierarten erforderlich. Die zuständigen Behörden wurden früh-
zeitig in die Planungen einbezogen, so dass die entsprechenden Maßnahmen in einem 
iterativen Prozess entwickelt und umgesetzt wurden. Auf diese Weise wird sichergestellt, 
dass vor der Realisierung der Planungen alle artenschutzrechtlichen Konflikte ausgeräumt 
sind. 
Gemäß der Anregung wird die Begründung um ein Kapitel zum Artenschutz ergänzt, in 
dem das diesbezügliche Vorgehen kurz erläutert wird. Weitergehende Ausführungen er-
folgen im Umweltbericht. 
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17.8 Abschließend weise ich noch darauf hin, dass ich aus Sicht des Baulastträgers auf mei-

ne Stellungnahme vom 05.02.2013 sowie im Umweltbericht das Kapitel Monitoring noch 
zu ergänzen ist. 
 

 Zu 17.8 
Der Anregung wird gefolgt, der Umweltbericht wird ergänzt. 
Für die vorgenannten artenschutzrechtlichen CEF Maßnahmen wird auf den jeweiligen 
Flächen das erforderliche Monitoring durchgeführt, um den Erfolg der Maßnahmen bewer-
ten zu können. Hierauf wurde im Umweltbericht bereits an den entsprechenden Stellen 
hingewiesen, es wird jedoch noch einmal ein separates Kapitel zum Thema Monitoring im 
Sinne der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB in den Umweltbericht aufgenom-
men. 

 

18 Landesbetrieb Wald und Holz   
18.1 Die Belange des Waldes sind berücksichtigt, so dass keine forstrechtlichen Bedenken 

gegen das o.g. Vorhaben bestehen. 
 zu 18.1 

Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 

19 Landwirtschaftskammer Kreisstelle Ruhr-Lippe   
19.1 Der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. OA 120 „Wasserstadt Aden“ stehen aus 

Sicht der Landwirtschaft keine Bedenken entgegen. 
 zu 19.1 

Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 
20 Leitungsauskunft Fremdplanungsbearbeitung PLEdoc GmbH   

20.1 mit Bezug auf Ihr o. g. Schreiben teilen wir Ihnen mit, dass in dem von Ihnen angefrag-
ten Bereich keine von uns verwalteten Versorgungsanlagen vorhanden sind. Maßgeblich 
für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Bitte überprüfen Sie 
diese Darstellung auf Vollständig- und Richtigkeit und nehmen Sie bei Unstimmigkeiten 
umgehend mit uns Kontakt auf. Wir beauskunften die Versorgungseinrichtungen der 
nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber: 

 Open Grid Europe GmbH, Essen 

 zu 20.1 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die sonstigen bekannten Netzbetreiber wurden separat beteiligt, haben jedoch keine An-
regungen vorgebracht. 
Falls der Geltungsbereich des Bebauungsplans erweitert werden sollte, wird die PLEdoc 
GmbH benachrichtigt und erneut beteiligt. 
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 Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

 Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Schwaig bei Nürnberg 

 Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

 Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

 Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 

 Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

 GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversorgungsun-
ternehmen mbH & Co. KG, Straelen 

 Viatel GmbH, Frankfurt 
Diese Auskunft bezieht sich ausschließlich auf die Versorgungseinrichtungen der hier 
aufgelisteten Versorgungsunternehmen. Auskünfte zu Anlagen sonstiger Netzbetreiber 
sind bei den jeweiligen Versorgungsunternehmen bzw. Konzerngesellschaften oder Re-
gionalcentern gesondert einzuholen. Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und 
zum Ersatz der Eingriffsfolgen entnehmen wir den Unterlagen, dass die Kompensati-
onsmaßnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt werden bzw. keine Erwähnung 
finden. 
Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflächen eine 
Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. 
Wir bitten um Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um weitere Beteiligung an die-
sem Verfahren. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer 
erneuten Abstimmung mit uns. 

 
21 LWL-Archäologie für Westfalen   

21.1 Wie bereits in unserem Schreiben an die Stadt Bergkamen vom 18.07.2012 (Az.: 
601rö12.eml; vgl. Anhang) mitgeteilt, bestehen unsererseits gegen die Planung Beden-
ken, wenn Bodeneingriffe bis in die Bereich des anstehenden Mergels stattfinden, da 

 zu 21.1 
Der Anregung wird gefolgt, die textlichen Hinweise und die Begründung werden er-
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dann die sogenannten Knochenkiese tangiert werden, die von hohem bodendenkmal-
pflegerischen Interesse sind. 
Zudem könnten bei Bodeneingriffen auch römische Fundstellen aufgedeckt werden. Den 
Planunterlagen entnehmen wir allerdings, dass die geplanten Bodeneingriffe lediglich 
innerhalb vorhandener Auffüllungen stattfinden. In diesem Fall bestünden aus boden-
denkmalpflegerischer Sicht keine Bedenken gegen die Planung. 
Sollten entgegen dieser Annahme tiefergehende Bodeneingriffe unterhalb der Auffüllun-
gen oder gar bis in die Bereiche der Knochenkiese geplant werden, bitten wir um Mittei-
lung, da dann archäologische Maßnahmen notwendig sein werden (vgl. unser Schreiben 
von 18.07.2012). 

gänzt. 
Falls tiefergehende Bodeneingriffe unterhalb der Auffüllungen oder bis in die Bereiche der 
Knochenkiese erforderlich werden, wird dies dem Landschaftsverband, LWL-Archäologie 
für Westfalen frühzeitig mitgeteilt. 
Der Hinweis unter VI Nr. 2 der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans wird des-
halb folgendermaßen ergänzt und die Begründung entsprechend angepasst: 
„Falls tiefergehende Bodeneingriffe unterhalb der Auffüllungen oder bis in die Bereiche 
der Knochenkiese geplant werden, ist das Westfälische Museum für Archäologie / Amt für 
Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe, darüber zu informieren, da dann archäologische 
Maßnahmen notwendig sind.“ 

 
22 NABU   
22.1 Artenschutzrechtliche Konflikte nicht ausgeräumt 

Dem Bebauungsplan Nr. OA 120 "Wasserstadt Aden" der Stadt Bergkamen nehmen wir 
im Namen und mit Vollmacht des Naturschutzbundes Deutschland Landesverband NRW 
e. V. wie folgt Stellung: 
In der Stellungnahme vom 30.12.2012 hat der NABU - Kreisverband Unna starke arten-
schutzrechtliche Bedenken geltend gemacht. In dem nunmehr vorgelegten Bebauungs-
plan (BP) Nr. OA 120 ist nicht erkennbar, dass diese artenschutzrechtlichen Konflikte 
auch auf der Ebene des BP ausgeräumt sind. Gemäß § 1 BauGB Abs.6, Satz 7a sind 
bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belanges des Umweltschutzes und auch die 
Auswirkung von Planungsvorhaben auf Tiere und Pflanzen zu berücksichtigen. 
Die im Umweltbericht gemachten Aussagen zu den planungsrelevanten Arten kommen 
zu dem Ergebnis, dass folgende Vogelarten wie Baumpieper, Feldlerche, Feldschwirl, 
Flussregenpfeifer, Nachtigall und Turmfalke das überplante Gebiet als Brutstätte nutzen. 
Gemäß Vogelschutzrichtlinie sind für die aufgeführten Arten besondere Schutzmaß-
nahmen hinsichtlich ihrer Lebensräume anzuwenden, um ihr Überleben und ihre Ver-
mehrung in ihrem Verbreitungsgebiet sicherzustellen. Flussregenpfeifer und Turmfalke 
gehören zudem noch zu den streng geschützten Arten. 

 zu 22.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die für die in der Stellungnahme aufgeführten Vogelarten wie Baumpieper, Feldlerche, 
Feldschwirl, Flussregenpfeifer, Nachtigall und Turmfalke erforderlichen Schutzmaßnah-
men, wurden durch die beauftragten Fachplaner in Abstimmung mit den Umweltverbän-
den sowie HLB und ULB einvernehmlich entwickelt. 
Im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prüfung (ASP) zum Bebauungsplan Nr. OA 120 
"Wasserstadt Aden" und zum wasserrechtlichen Verfahren wurde die Betroffenheit der 
planungsrelevanten Arten ausführlich mit folgendem Ergebnis untersucht: 
Das geplante Vorhaben zur Errichtung einer Wasserstadt kann aufgrund der zu erwarten-
den bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf Natur und Landschaft für eu-
roparechtlich geschützte Arten zum Eintreten von Zugriffsverboten nach § 44 (1) 
BNatSchG führen. Im Ergebnis der Konfliktanalyse ist für alle möglicherweise betroffenen 
Arten zu konstatieren, dass es nicht zum Eintreten entsprechender Zugriffsverbote 
kommt, da 

 das Eintreten von Zugriffsverboten durch die Umsetzung geeigneter Vermei-
dungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vermieden wird, oder 
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 Auswirkungen, die zum Eintreten von artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten 
führen können, ausgeschlossen werden können, oder 

 hinreichende Ausweichmöglichkeiten außerhalb des Belastungsraums bestehen, 
so dass keine weiteren Maßnahmen erforderlich werden. 

Bei den geplanten Vermeidungsmaßnahmen handelt es sich um bauzeitliche Maßnah-
men, bei den Ausgleichsmaßnahmen um landschaftspflegerische Maßnahmen zur Auf-
wertung bzw. Neuanlage / -entwicklung von Habitatfunktionen für die betroffenen Arten. 
Nachfolgend sind die einzelnen Maßnahmen, gegliedert nach den vorgenannten Maß-
nahmentypen zusammenfassend aufgelistet. 
Bauzeitliche bzw. bauvorbereitende Maßnahmen: 

 Bauzeitenregelung zur Vermeidung von Individuenverlusten (Baufeldfreimachung 
von Anfang September bis Anfang März, außerhalb der Brutzeiten der im Ein-
griffsbereich siedelnden Vögel) 

 Ermittlung von im Baufeld vorhandenen Brut-, Nist- und Lebensstätten (Turmfal-
ke, Kreuzkröte) nach Umsetzung des Abschlussbetriebsplanes und daraus fol-
gend Ermittlung des Kompensationsbedarfes zu deren Schutz bzw. Sicherung 
des Artbestandes 

 Einsetzen einer Umweltbaubegleitung um die entsprechende fachgerechte bauli-
che Durchführung bei allen Maßnahmen, die direkten Einfluss auf den Land-
schaftsraum, Biotopstrukturen und dem faunistischen Artenbestand haben, mit 
ökologischem Wissen zu begleiten. 

In Abhängigkeit der oben genannten Ergebnisse der Bestandsanalyse zum Vorkommen 
des Turmfalken im Geltungsbereich des B-Planes ist die Umsetzung von Ausgleichs- bzw. 
Ersatzmaßnahmen notwendig: 

 Anbringung von Nisthilfen für den Turmfalken 

 Herstellung geeigneter Lebensräume für die Kreuzkröte 

 Pflege und Entwicklung eines Offenland-Gehölz-Biotopkomplexes für den Feld-
schwirl und Baumpieper 
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 Herstellung vegetationsarmer gewässernaher Biotope für den Flussregenpfeifer
Die artenschutzrechtlichen Belange sowie die sonstigen Belange des Umweltschutzes 
und die Auswirkung des geplanten Vorhabens auf Tiere und Pflanzen wurden im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens umfassend untersucht und berücksichtigt.  

22.2 Aussagen zur Feldlerche sind nicht nachvollziehbar 
Nicht ganz nachvollziehbar ist die Aussage, dass die Feldlerche im Textteil (Seite 24) als 
Zufallsbeobachtung gewertet und dann in der Tabelle als Brutpaar aufgeführt wird. 

 zu 22.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Feldlerche wurde einmalig zur Brutzeit in einem geeigneten Bruthabitat über Revier-
gesang nachgewiesen. Ein direkter Brutnachweis erfolgte nicht. Die Vorgehensweise zur 
Bewertung der Bestandskartierung ist dem Artenschutzbericht zu entnehmen. 

22.3 CEF-Maßnahme zugunsten des Flussregenpfeifers 
Gemäß Umweltbericht wird dem Plangebiet für eine Vielzahl von gefährdeten Vogelar-
ten eine hohe Bedeutung beigemessen. Der Flussregenpfeifer profitiert durch solche Pi-
onierstandorte mit vegetationsfreien Rohböden. 
Der NABU- Kreisverband Unna hat in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, das 
CEF- Maßnahmen bereits vor Inanspruchnahme der überplanten Fläche wirksam sein 
müssen. Eine CEF-Maßnahme ist erst dann wirksam, wenn die neu geschaffene Le-
bensstätte mit allen notwendigen Habitatelementen und Habitatstrukturen aufgrund der 
Durchführung mindestens die gleiche Größe und eine gleiche beziehungsweise bessere 
Qualität aufweist. Die Wirksamkeit einer CEF-Maßnahme ist erst dann gegeben, wenn 
der neu geschaffene Biotop von der betroffenen Art angenommen wurde. 
Der NABU- Kreisverband Unna möchte deshalb vor Baubeginn den Nachweis erbracht 
haben, dass der Flussregenpfeifer die angebotene Fläche von 1,45 ha auf der Halde 
Großes Holz angenommen hat. 

 zu 22.3 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen 
Die CEF-Maßnahmen müssen generell als vorgezogene Maßnahmen von der betroffenen 
Art angenommen werden, da ansonsten die Verbotstatbestände des Bundesnaturschutz-
gesetzes tangiert sind. 
Dies gilt auch für den Flussregenpfeifer sowie die angebotene Fläche auf der Halde Gro-
ßes Holz. Der Bebauungsplan enthält über den Umweltbericht konkrete Festlegungen 
zum Monitoring zur Funktionskontrolle und Entwicklung der Habitatflächen. Im Zuge des 
Monitorings ist ein entsprechender Nachweis zu erbringen und mit den betroffenen Ver-
bänden und Fachbehörden abzustimmen. 

22.4 CEF-Maßnahme zugunsten der Kreuzkröte 
Nicht nur bei dem Flussregenpfeifer, auch bei der Kreuzkröte handelt es sich um eine 
streng geschützte Art, die sich in einem ungünstigen Erhaltungszustand befindet und 
daher hat das Land NRW eine besondere Verantwortung für diese Arten übernommen. 
Wie bereits in der Stellungnahme vom 30.12.2012 dargelegt, wird die Maßnahme A CEF 

 zu 22.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die zuständigen Behörden wurden frühzeitig in die Planungen einbezogen, so dass in ei-
nem iterativen Prozess die Maßnahmenfläche auf der Halde Großes Holz entwickelt wur-
de. In einem Behördentermin am 24.01.2014 zur Vorgehensweise mit den planungsrele-
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2 abgelehnt. Der NABU- Kreisverband Unna verlangt auch hier den Nachweis, dass die 
Kreuzkröte die neue Lebensstätte nachweislich angenommen hat. Laut Umweltbericht 
soll die Maßnahme A CEF 3 dokumentiert werden. Der NABU - Kreisverband Unna 
möchte Einblick in dieses Dokument haben. 

vanten Arten und Umsetzung der CEF-Maßnahmen wurde abgestimmt, eine kombinierte 
Maßnahme für den Flussregenpfeifer und die Kreuzkrötenpopulation zu schaffen. Im Zuge 
einer Variantenfindung sind mehrere geeignet erscheinende Ersatzhabitate geprüft wor-
den, in dessen Ergebnis zwei Flächen auf dem Haldenplateau verblieben. In weiteren Ab-
stimmungsterminen mit allen Beteiligten (Bezirksregierung Arnsberg [Bergbaubehörde, 
HLB] ULB, Biologische Station Kreis Unna etc.) wurde das Konzept fachlich sowie inhalt-
lich konkretisiert, um eine erfolgreiche Annahme des Habitats durch die lokalen Populati-
onen zu gewährleisten und um die gesetzlich festgelegten Rahmenbedingungen für CEF-
Maßnahmen zu erfüllen. 
Zur Funktionskontrolle und Entwicklung der Habitatflächen enthält der Bebauungsplan im 
Umweltbericht nunmehr die Festlegungen zum Monitoring. Der Umweltbericht wird ent-
sprechend ergänzt. Gemäß Stellungnahme des BUND  wurde das benachbarte Kreuzkrö-
ten-Ersatzhabitat erfolgreich angenommen (vgl. Ziff. 13.3). Im Rahmen des Monitoring der 
Maßnahmen zum Flussregenpfeifer und zur Kreuzkröte wird ein entsprechender Bericht 
erarbeitet. Da die fachliche Begleitung des Monitorings durch die Untere Landschaftsbe-
hörde des Kreises Unna erfolgt, ist die vom NABU gewünschte Einsichtnahme direkt bei 
der Behörde am sinnvollsten und kann nach einer entsprechenden Anfrage an die Untere 
Landschaftsbehörde erfolgen.  

22.5 Festsetzen eines Monitorings im B-Plan 
Der NABU - Kreisverband Unna weist darauf hin, dass durch entsprechende Auflagen 
bzw. Nebenbestimmungen ein Monitoring einschließlich Risikomanagement bezüglich 
der CEF- Maßnahmen im BP festzusetzen und auch umzusetzen ist. 
Sollte das Monitoring ergeben, dass die Funktionserfüllung nicht gegeben ist, sind sofort 
Alternativ-Standorte zu akquirieren. Es ist nicht erkennbar, dass dies im B-Plan berück-
sichtigt wurde. Die Halde Großes Holz wird zudem touristisch genutzt, so dass auf der 
Ebene des BP dann auch allerdings verbindliche Aussagen zur Besucherlenkung ge-
macht werden sollten. 
Die Aussage im Umweltbericht, dass die Herstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen fachlich zu begleiten ist, sollte daher auch näher verifiziert werden. 
Zu der Maßnahme A CEF 1 ist festzuhalten, dass diese CEF-Maßnahmen auch grund-
buchlich auf Dauer gesichert werden müssen. Der NABU- Kreisverband Unna weist in 
diesen Zusammenhang auf den § 15 Abs. 4 BNatSchG hin, dass Ausgleich- und Er-

 zu 22.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Ein entsprechendes Monitoring zur Funktionskontrolle und Entwicklung der Habitate wird 
im Umweltbericht konkretisiert und festgelegt. Der Umweltbericht wird entsprechend er-
gänzt. 
Das neu zu errichtende Habitat wurde in einem iterativen Prozess mit den zuständigen 
Fachbehörden so konzipiert, dass die gesetzlich festgelegten Rahmenbedingungen für 
CEF-Maßnahmen erfüllt sind. Die Minimierung von Störungen durch Besucherverkehr 
wurde bei der Planung durch eine Ausdünnung des bestehenden bzw. geplanten Wege-
netzes bereits berücksichtigt. Durch die gezielte Anlage bzw. den Verzicht bestehen-
der/geplanter Wege soll das Besucherverhalten so beeinflusst werden, dass ein unkon-
trolliertes Betreten des Ersatzhabitats weitgehend minimiert wird. Eine Besucherlenkung 
ist daher bereits vorgesehen. Darüber hinaus wurden Hinweisschilder zur Anleitpflicht für 
Hunde aufgestellt. Weitere Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung des Habitats 
sowie zur Akzeptanz der Maßnahmenfläche in der Bevölkerung sind unter Abstimmung 
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satzmaßnahme rechtlich zu sichern sind. der zuständigen Fachbehörden in Planung.  

Was derzeit nicht abschätzbar und daher im Monitoring zu untersuchen ist, sind die Aus-
wirkungen von Veranstaltungen, die 1 - 2 x im Jahr auf der Halde stattfinden sollen und 
möglicherweise mehr Publikumsverkehr im Bereich der Ersatzfläche nach sich ziehen. 
Ggf. werden temporäre Maßnahmen anlassbezogen umgesetzt. 
Die Aussage zur fachlichen Begleitung bei der Herstellung der Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen bezieht sich auf den Aufgabenbereich der Umweltbaubegleitung, die die 
fachgerechte bauliche Durchführung mit ökologischem Fachwissen zu begleiten hat (vgl. 
Umweltbericht Kap. 2.3.1 Maßnahme S1). 
Die Ausgleichsmaßnahme A CEF 1 für den Feldschwirl wurde auf einer ca. 1 ha großen 
Fläche nördlich des Datteln-Hamm-Kanals und süd-westlich der Jahnstraße realisiert. Die 
Fläche ist Teil des geschützten Landschaftsbestandteiles „LB-129 – Feuchtwiese süd-
westlich der Jahnstraße am DHK“ und befindet sich nicht im Eigentum der Stadt. Die CEF 
Maßnahme wird grundbuchlich gesichert.  
Die anerkannten Naturschutzverbände und das Landesbüro der Naturschutzverbände 
werden auch weiterhin im Rahmen der Bauleitplanung sowie bei der Erarbeitung des Be-
sucherlenkungskonzeptes für die Fläche auf der Halde beteiligt. 

22.6 Aussage der kurzfristige Wirksamkeit der Maßnahmen ist hypothetisch 
Die im Umweltbericht gemachten Aussagen, dass eine kurzfristige Wirksamkeit der 
Maßnahme gegeben ist, sind rein hypothetisch. 
Es fehlen Aussagen dazu, welche Maßnahmen dann durchgeführt werden, wenn die 
Funktionserfüllung der Maßnahmen nicht gegeben ist, sprich wenn der Feldschwirl die-
sen neuen Lebensraum nicht angenommen hat. 

 zu 22.6 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Es besteht für den Feldschwirl keine Veranlassung für ein diesbezügliches Risikoma-
nagement. Die Maßnahme wurde entsprechend den räumlichen und strukturellen Ansprü-
chen der Art geplant, so dass von einer hohen Wirksamkeit der Maßnahmenfläche auszu-
gehen ist. Über das Monitoring ist neben der Bestandserfassung von Feldschwirl-
Revieren auch die Entwicklung der Maßnahmenfläche zu dokumentieren, um ggf. ent-
sprechende Anpassungen hinsichtlich der Pflegeintervalle und –methodik vornehmen zu 
können. Somit wird die Entwicklung geeigneter Strukturen sichergestellt.  Der Bebau-
ungsplan enthält über den Umweltbericht konkrete Festsetzungen zum Monitoring, zur 
Funktionskontrolle und Entwicklung der Habitatflächen. Falls die festgesetzten CEF-
Maßnahmen nicht greifen sollten, sind weitere Maßnahmen zum Schutz und zur Verbes-
serung des Habitats sowie zur Akzeptanz der Maßnahmenfläche in der Bevölkerung unter 
Abstimmung der zuständigen Fachbehörden durchzuführen. 
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22.7 Maßnahme E CEF 1 – Kompensation des Verlustes zweier Baumpieper 
Auch für die Maßnahme E CEF 1, Entwicklung eines Grünland-Gehölz-
Biotopkomplexes, um den Verlust zweier Baumpieper zu kompensieren, möchte der 
NABU - Kreisverband Unna einen Nachweis, dass die hergerichtete Fläche nachweislich 
angenommen wurde. 
 

 zu 22.7 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan enthält über den ergänzten Umweltbericht konkrete Festlegungen 
zum Monitoring, zur Funktionskontrolle und Entwicklung der Habitatflächen. Falls die fest-
gesetzten CEF-Maßnahmen nicht greifen sollten, sind weitere Maßnahmen zum Schutz 
und zur Verbesserung des Habitats sowie zur Akzeptanz der Maßnahmenfläche in der 
Bevölkerung unter Abstimmung der zuständigen Fachbehörden durchzuführen. 

22.8 Einbindung der Biologischen Station Kreis Unna 
Im Umweltbericht wird teilweise die Arbeit der ökologischen Bauüberwachung darge-
stellt, dann Aussagen, dass Maßnahmen mit der Biologischen Station des Kreises Unna 
abzustimmen sind. 
Sind in den Arbeits- und Maßnahmenplan der BS Verrechnungseinheiten für diese Ar-
beiten bereitgestellt worden? Wenn ja fordert der NABU - Kreisverband Unna die Erklä-
rung, mit was für einer Berechtigung Verrechnungseinheiten für Baumaßnahmen in An-
spruch genommen werden, da die Hauptarbeit der BS in der Naturschutzgebietsbetreu-
ung liegt. 

 zu 22.8 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Biologische Station Kreis Unna wurde im Rahmen der Maßnahme A CEF 1 und E 
CEF 1 beauftragt Arbeiten durchzuführen. 
Die Maßnahme A CEF 1 für den Feldschwirl erfolgte auf einer ca. 1 ha großen Fläche 
nördlich des Datteln-Hamm-Kanals und süd-westlich der Jahnstraße, die Teil des ge-
schützten Landschaftsbestandteils „LB-129“ ist. Die Fläche erfüllte bereits zu großen Tei-
len die Anforderungen an ein Feldschwirl-Habitat, daher waren keine Neupflanzungen er-
forderlich, sondern es mussten lediglich im Sinne einer Erstpflege bzw. Lebensraumopti-
mierung einige Gehölze entfernt und eine Mahd durchgeführt werden. Die Pflege des 
Landschaftsbestandteils LB 129 erfolgte bereits seitens der Biologischen Station des 
Kreises Unna, daher wurde diese ebenfalls mit der Erstpflege für die Maßnahme A CEF 1 
sowie der jährlichen Pflege und dem Monitoring beauftragt. 
Die Maßnahme E CEF 1 für den Baumpieper wurde seitens des Büros Landschaftsagen-
tur Plus auf einer ca. 1,2 ha großen Fläche an der Industriestraße in Overberge geplant 
und durchgeführt. Das Monitoring der Maßnahme wurde nach einer Angebotseinziehung 
an die Biologische Station Unna vergeben, welche seitens der DSK hiermit beauftragt 
wurde.  
Alle vorgenannten Arbeiten der Biologischen Station wurden offiziell beauftragt und es 
wurden keine Verrechnungseinheiten der Biologischen Station in Anspruch genommen 
oder Maßnahmen durchgeführt, die nicht der Hauptarbeit der biologischen Station ent-
sprechen würden. 
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22.9 Fazit 
Die artenschutzrechtlichen Konflikte, z. B. Baumpieper, Feldschwirl und insbesondere 
für die Kreuzkröte und Flussregenpfeifer sind bisher noch nicht ausgeräumt. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen reichen nicht aus, um eine Verbesserung des Erhal-
tungszustandes zu belegen, beziehungsweise kann der Erfolg der vorgesehenen CEF-
Maßnahmen im Rahmen des BP von den Antragssteiler bisher nicht garantiert werden. 
Die Umsetzung der geplanten CEF- Maßnahmen auf der Berghalde „Großes Holz“ wird 
aus artenschutzrechtlicher Sicht als nicht sinnvoll erachtet. Es fehlen insbesondere An-
gaben zu folgenden Punkten: 

 Nachweis der Wirksamkeit der geplanten CEF-Maßnahmen 

 Akquirierung von Alternativ-Standorten, wenn die Funktionserfüllung nicht ge-
geben ist. 

Der nunmehr vorgelegte BP reicht nicht aus, dass im Hinblick auf die Einschätzung des 
artenschutzrechtlichen Konfliktpotenzials alle nachhaltigen Bedenken ausgeräumt wur-
den. 

 zu 22.9 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die artenschutzrechtlichen Belange sowie die sonstigen Belange des Umweltschutzes 
und die Auswirkung des geplanten Vorhabens auf Tiere und Pflanzen wurden im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens umfassend untersucht und berücksichtigt. 
Die in einem iterativen Planungsprozess entwickelten und mit den zuständigen Behörden 
abgestimmten Maßnahmenflächen sind geeignet, den Erhaltungszustand der lokalen Po-
pulationen zu sichern und entsprechen den gesetzlich festgelegten Rahmenbedingungen. 
Eine Effizienzkontrolle ist über das Monitoringkonzept festgelegt. In diesem Zusammen-
hang kann auch die Pflege der Fläche zur Herstellung geeigneter Strukturen adäquat an-
gepasst werden. Bezüglich der Maßnahmenfläche auf der Halde „Großes Holz“ wurde ein 
Risikomanagement in die Planung einbezogen, welches entsprechend der Ergebnisse im 
Laufe des Monitorings angepasst wird.  
Die Akquirierung von Alternativ-Standorten kommt erst zum Tragen, wenn die definierten 
CEF-Maßnahmen nicht erfolgreich realisiert werden können. 

 

23 Ruhrkohle AG   
23.1 Zufahrtssicherung zur Halde Großes Holz 

Im Bereich des Wendebeckens wird eine Teilfläche zur Baustelleneinrichtung für die 
Endgestaltungsmaßnahmen „Großes Holz“ temporär genutzt, bis die Beendigung der 
Bergaufsicht erfolgt ist. 
Darüber hinaus ist die dauerhafte Sicherung des Zufahrtsrechtes zum Haldenkörper si-
cherzustellen. 

 zu 23.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Umsetzung der Planungen zur Wasserstadt Aden erfolgt in enger Abstimmung mit 
dem Projektpartner RAG MI. Die erforderliche Teilfläche zur temporären Baustellenein-
richtung für die Endgestaltungsmaßnahmen „Großes Holz“ im Bereich des Wendebe-
ckens wird im Rahmen der Realisierung der Bebauung berücksichtigt.  
Im Rahmen der Baumaßnahmen zur Beseitigung des niveaugleichen Bahnübergangs an 
der Jahnstraße, die auch die äußere Erschließung des Plangebietes über einen Kreisver-
kehr beinhalten, beabsichtigt der Landesbetrieb Straßen.NRW als Straßenbaulastträger 
die Herstellung einer Zufahrt zur Halde Großes Holz und zum Kanalband. Die Erreichbar-
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keit der Halde ist somit dauerhaft gesichert. Die Anregung ist kein Bestandteil des Bebau-
ungsplanverfahrens. 

23.2 Kabel und Leitungen 
Eine Vielzahl der vorhandenen und weiterhin betrieblich noch benötigter Kabel und Lei-
tungen der RAG Aktiengesellschaft sind im Kaufvertrag zwischen der RAG Montan Im-
mobilien GmbH und der Stadt Bergkamen bereits gesichert worden. Es ist nicht auszu-
schließen, dass zwischen den Standorten Haus Aden und Grimberg 1/2 eine neue Gru-
benwasserleitung verlegt wird, die Trassenuntersuchungen sind zurzeit noch nicht ab-
geschlossen. 
In den hierzu laufenden Grobplanungen ist das Plangebiet lediglich im nordöstlichen 
Kreuzungsbereich zwischen der L 821 Jahnstraße und dem Datteln-Hamm-Kanal gege-
benenfalls betroffen. Im Zuge dieser neuen Trassenplanung ist davon auszugehen, dass 
sich auch Veränderungen an den vorhandenen Dükerbauwerken ergeben können. 

 zu 23.2 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Zusätzliche Leitungstrassen, die aus bergrechtlichen Gründen  benötigt werden, sind mit 
der Stadt abzustimmen. 
Eine entsprechende Trassenverlegung ist möglich. Hierfür können die vorhandenen bzw. 
geplanten öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen genutzt werden. 

23.3 Ausnahmsweise Zulässigkeit von Sporteinzelhandel im GE 2 
In Kapitel 7.1.3 ist lediglich im GE 1 ausnahmsweise Sporteinzelhandel zulässig. 
Wir würden es begrüßen wenn dies auch im GE 2 erfolgt, da der Übergang zwischen 
beiden Gebieten fließend ist. Damit kann eine höhere Vermarktungsflexibilität erreicht 
werden. 

 zu 23.3 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Wie in der Begründung erläutert, ist im Gewerbegebiet 1 (GE 1) ausnahmsweise 
Sporteinzelhandel zulässig. Im westlich gelegenen und sehr viel größeren Gewerbegebiet 
2 (GE 2) ist dies aus verkehrlichen und stadtfunktionalen Gründen nicht der Fall. 
Bei der hier geplanten Einzelhandelsnutzung (Sportfachmarkt) ist in Abhängigkeit von den 
Tageszeiten mit erhöhten Kundenverkehren zu rechnen, weshalb nur ein verkehrsgünstig 
gelegener Standort für diese Nutzung in Frage kommt. Da das Gewerbegebiet 1 unmittel-
bar an die Jahnstraße und den neuen Knotenpunkt Aden-Boulevard / Jahnstraße grenzt, 
ist die Fläche für die Ansiedlung eines Sportfachmarktes sehr gut geeignet. Bei den GE 2-
Flächen ist dies nur eingeschränkt der Fall, da diese weiter entfernt vom diesem Knoten-
punkt liegen. 
Des Weiteren zeigt sich anhand der Ergebnisse einer Tragfähigkeits- und Auswirkungs-
analyse, dass eine Reduzierung des Sondergebietes (jetzt GE 1) sowie Einschränkung 
der zulässigen Sortimente erforderlich sind. Um die geltenden Vorgaben des Landesent-
wicklungsplanes (LEP NRW) einzuhalten und schädliche Auswirkungen auf die Entwick-
lung zentraler Versorgungsbereiche zu vermeiden, musste das vormals geplante Sonder-
gebiet aufgegeben und stattdessen ein Gewerbegebiet festgesetzt werden. In diesem ist 
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Sporteinzelhandel bis zur Grenze der Großflächigkeit zulässig. Nach derzeitigem Stand 
darf die Verkaufsfläche demnach maximal 799 m² betragen. Insofern ist davon auszuge-
hen, dass aufgrund dieser Verkaufsflächenbeschränkung im gesamten Plangebiet maxi-
mal ein Sportfachmarkt an einem Standort angesiedelt werden kann. Eine Aufspaltung in 
kleinere Einheiten an mehreren Standorten ist aus wirtschaftlicher Sicht nicht tragfähig. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit des Bebauungsplans muss weiterhin das „Windhund-
prinzip“ bei der Vermarktung der Grundstücke vermieden werden. Dies würde unweiger-
lich eintreten, wenn ein Sportfachmarkt mit eingeschränkter Verkaufsflächengröße auf ei-
ner großen, unterschiedlichen Eigentümern gehörenden Fläche zulässig wäre. 
Aus den genannten Gründen sollen die bisherigen Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung in den Gewerbegebieten nicht geändert werden. 

23.4 Betriebsbedingtes Wohnen in den GE-Gebieten 
Die RAG Montan Immobilien GmbH geht hinsichtlich der GE-Gebiete davon aus, dass 
hier betriebsbedingtes Wohnen zulässig ist. Ein Hinweis hierzu fehlt in den Festsetzun-
gen.  

 zu 23.4 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Gem. § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO können in Gewerbegebieten Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewer-
bebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind, ausnahmsweise zugelassen werden. 
Diese Ausnahme wurde im Bebauungsplan nicht ausgeschlossen und ist insofern zuläs-
sig. Die Aufnahme eines weitergehenden Hinweises auf die Zulässigkeit von Betriebs-
wohnungen ist daher nicht erforderlich. 
 

23.5 Anhebung der GRZ 
Weiterhin wird im Kapitel 7.1.3 die Grundflächenzahl nicht wie von uns bereits angeregt 
auf 0,8 angehoben sondern mit 0,6 festgesetzt. Hier bitten wir nochmals um wohlwollen-
de Prüfung. 

 zu 23.5 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Wie in der Begründung des Bebauungsplans erläutert, wird im Sondergebiet 1 eine 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 festgesetzt, die gegenüber der im westlich und nördlich 
angrenzenden SO 1 festgesetzten GRZ von 0,8 etwas geringer ausfällt. Dies erfolgt aus 
gestalterischen sowie entwässerungstechnischen Gründen. 
Aufgrund der Lage am östlichen Rand des Plangebiets an der Schnittstelle zur Jahnstraße 
soll die Bebauungsdichte geringer als in den mittig gelegenen Sondergebieten ausfallen. 
Aus städtebaulicher Sicht werden hier aufgelockerte und keine durchgehenden Bebau-
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ungsstrukturen angestrebt. 
Zudem würde ein höherer Versiegelungsgrad zwangsläufig zu höheren Abflussbeiwerten 
führen. Diese sind in den bisherigen Berechnungen zum geplanten Entwässerungssystem 
nicht berücksichtigt, was letztlich zu Überlastungen des Systems führen würde. 
Die Festsetzung einer GRZ von 0,6 für das Sondergebiet SO 1 wird daher beibehalten. 
Sollte sich im Rahmen der Realisierung der Bebauung innerhalb des SO 1 und dem an-
grenzenden SO 1.1 bei einzelnen Vorhaben eine Unterschreitung der festgesetzten GRZ 
von 0,6 bzw. 0,8 ergeben, ist ggf.  im Einzelfall im SO 1 eine Befreiung von der festge-
setzten GRZ von 0,6 möglich. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass in der Gesamtheit die 
in den Sondergebieten 1 und 1.1 festgesetzte überbaubare Fläche nicht überschritten 
werden darf, um eine Überlastung des Entwässerungssystems zu verhindern. 

23.6 Verkehrsaufkommen 
Wir weisen darauf hin, dass im Zuge eines möglichen zukünftigen Umbaus für die Was-
serhaltung sowie der noch anstehenden Schachtverfüllung mit einem temporär erhöhten 
Verkehrsaufkommen (LKW) zu rechnen ist. 

 zu 23.6 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Nach Fertigstellung der Erschließung ist der Adenboulevard als Haupterschließungsanla-
ge  auf die erforderlichen Verkehrsbelastungen durch LKW-Verkehr ausgelegt. 

24 Straßen.NRW Regionalniederlassung Ruhr 
24.1 Beleuchtungsanlagen jeder Art sind nachweislich wirkungsvoll zur L 821 abzuschirmen, 

um eine ablenkende oder blendende Wirkung für Verkehrsteilnehmer ausschließen zu 
können. 

 zu 24.1 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgebrachten Hinweise zu den Beleuchtungsanlagen betreffen insbesondere das an 
die L 821 angrenzenden Gewerbegebiet GE 1 sowie die Sondergebiete SO 1 und 1.1. Sie 
werden im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt. Bezüglich 
der Beleuchtung im öffentlichen Raum wird generell in Zusammenarbeit mit dem Energie-
versorger ein Beleuchtungskonzept inklusive einer lichttechnischen Berechnung erstellt. 
Mögliche Blendwirkungen werden hierbei identifiziert und in der Ausführungsplanung ver-
mieden. Generell werden nur Leuchtmittel verwendet, die die erforderlichen DIN-Normen 
erfüllen und zielgerichtet nach unten leuchten. Dies trägt allgemein zu einer Vermeidung 
möglicher Blendwirkungen für die Verkehrsteilnehmer auf der L 821 bei. 

24.2 Die bedingte Festsetzung muss sich zeitlich auch auf den Abrechnungs- und Gewähr- zu 24.2 
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leistungsraum der L 821(n) erstrecken. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die bedingte Festsetzung mit der Ziff. 6.2 regelt für die Gebiete GE 1, SO 1, SO 1.1 in den 
gekennzeichneten Flächen, das diese Nutzungen erst zulässig sind, wenn die Baumaß-
nahme zur Beseitigung des schienengleichen Bahnübergangs im Zuge der L 821/ Jahn-
straße i. S. d. Planfeststellungsbeschlusses vom 13.05.2015 abgeschlossen ist. Der Ab-
schluss bezieht sich auf das Ende der Baumaßnahmen. 
Der Abrechnungs- und Gewährleistungszeitraum der L 821 ist hingegen Bestandteil pri-
vatrechtlicher Verträge, weshalb eine Berücksichtigung in einem öffentlich rechtlichen Be-
bauungsplan nicht möglich bzw. erforderlich ist. 
 

24.3 Sämtliche baubedingte Zufahrten zur Landesstraße sind Sondernutzungen nach § 18, 
20 Straßen und Wegegesetz NRW. Die im Rahmen des Boden- und Baustellenmana-
gements benutzten Strecken und Knotenpunkte sind auf Ihre Verkehrssicherheit und Be-
lastbarkeit sowie Leistungsfähigkeit zu überprüfen und zu ertüchtigen. 
Die erforderlichen Ergänzungen und Unterhaltungsmaßnahmen und Ertüchtigungen ge-
hen zu Lasten des Antragsstellers bzw. der Antragssteller. 
Aufgrund der dauerhaften und außergewöhnlich hohen Belastungen sind Ertüchtigungs- 
und Beweissicherungsmaßnahmen rechtzeitig in Abstimmung mit dem Straßenbaulast-
träger zu veranlassen. 
 

 zu 24.3 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Baumaßnahmen zur Umsetzung der Wasserstadt Aden sowie der Beseitigung des 
Bahnübergangs erfolgen in enger Abstimmung mit Straßen.NRW. Die im Rahmen des 
Boden- und Baustellenmanagements benutzten Strecken und Knotenpunkte werden auf 
ihre Verkehrssicherheit und Belastbarkeit sowie Leistungsfähigkeit überprüft. Das ent-
sprechend erforderliche Verkehrsgutachten wurde bereits beauftragt.  

24.4 Die Auflagen und Beschränkungen der bisherigen Stellungnahmen sind weiterhin zu be-
achten. 

 zu 24.4 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Auflagen und Beschränkungen der bisherigen Stellungnahmen werden berücksichtigt. 

 

25 Stadt Hamm   
25.1 Durch die beabsichtigten Entwicklungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 

OA 120 „Wasserstadt Aden“, werden die Belange der Stadt Hamm nicht berührt. Zum o. 
g. Entwurf werden von hier keine Anregungen vorgetragen. 

 zu 25.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
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- 

 

26 Stadt Kamen   

26.1 Seitens der Stadt Kamen wird zum o.a. Bebauungsplan keine Stellungnahme abgege-
ben, da Belange der Stadt Kamen nicht tangiert werden. Die nachbargemeindliche Ab-
stimmung gem. § 2 (2) BauGB wird bestätigt. 

 zu 26.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

 
27 Stadt Lünen   
27.1 Verbesserung der Nahversorgungssituation 

Seitens der Stadt Lünen wurde die Entwicklung der ehemaligen Bergbaufläche Haus 
Aden in der Vergangenheit bereits mehrfach begrüßt. Die grundlegende Konzeption zur 
Planung, die eine Mischung aus Wohn-, Misch- und Gewerbenutzungen mit Wasserbe-
zug von regionaler Bedeutung vorsieht, kann als regional abgestimmt gelten. 
Im Sondergebiet 7 (SO 7) ist Einzelhandel mit der Zweckbestimmung „Lebensmittel-
Nahversorgung“ und einer max. Verkaufsfläche von 1.200 qm zulässig. Zulässig ist fol-
gendes Kernsortiment: Nahrungs- und Genussmittel, Getränke und Tabakwaren, kos-
metische Erzeugnisse und Körperpflegemittel, zoologischer Bedarf und lebende Tiere. 
Das Kernsortiment ergänzende Randsortimente sind auf insgesamt 10 % der Verkaufs-
fläche des Kernsortiments beschränkt. Die Planung eines Lebensmittel-Nahversorgers 
für die entstehenden Wohngebiete ist nachvollziehbar. 
Im Nahversorgungskonzept der Stadt Lünen (2009) wird bereits festgestellt, dass eine 
fußläufige Nahversorgung in Beckinghausen mit weniger als 1.000 Einwohnern nicht 
gewährleistet und zukünftig nur interkommunal mit Bergkamen gesichert werden kann. 
Da die benannte Planung mittelbar auch die Nahversorgungssituation für den Lüner 
Stadtteil Beckinghausen verbessert, ist sie sogar zu begrüßen. Der gutachterliche 
Nachweis, dass es keine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche 
in den Nachbarstädten gibt, wurde gemäß der Begründung zum Bebauungsplan er-
bracht. 

 zu 27.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Gemäß einer erarbeiteten Tragfähigkeits- / Auswirkungsanalyse für die Ansiedlung eines 
Lebensmittelmarktes in Bergkamen-Oberaden dient der geplante Lebensmittelmarkt der 
Nahversorgung der Bergkamener Ortsteile Oberaden und Heil sowie der Nahversorgung 
des in der Stadt Lünen gelegenen Stadtteils Beckinghausen. Der Stadtteil Beckinghausen 
wird hierbei der sogenannten Zone II (erweitertes Einzugsgebiet) zugeteilt, die auch die 
weiter vom Standort entfernten Bereiche von Oberaden und Heil umfasst. 

27.2 Schutz der zentralen Versorgungsbereiche  zu 27.2 
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Im Gewerbegebiet 2 (GE 2) sind Einzelhandelsbetriebe (mit Ausnahme des Annexhan-
dels) ausgeschlossen. Der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben zum Schutz der 
zentralen Versorgungsbereiche der Stadt Bergkamen und der benachbarten Städte und 
Gemeinden wird begrüßt. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
- 

27.3 GE 1 - nur nicht-zentrenrelevante Sortimente 
Im Gewerbegebiet 1 (GE 1) sind Einzelhandelsbetriebe mit Ausnahme von Sporteinzel-
handel bis max. zur Schwelle zur Großflächigkeit nicht zulässig. Bezugnehmend auf 
meine Stellungnahme vom 21.12.2012 befürworte ich grundsätzlich die Überarbeitung 
der ursprünglich geplanten Sondergebietsfestsetzung „Wasserorientierter Einzelhandel, 
Sport und Gastronomie“ im südöstlichen Plangebiet mit einer maximalen Verkaufsfläche 
von 4.000 qm hin zu einem Gewerbegebiet mit Ausschluss von Einzelhandel mit Aus-
nahme von Sporteinzelhandel bis max. zur Schwelle zur Großflächigkeit. 
Die Zielsetzung, durch die Ansiedlung von wassersportorientiertem Einzelhandel die tou-
ristische Attraktivität der „Wasserstadt Aden“ zu stärken, kann nachvollzogen werden. 
Leider wird jedoch der Einzelhandel im GE 1 nicht auf nicht-zentrelevante Sortimente 
begrenzt und die getroffene Festsetzung hinsichtlich der Sortimente und Flächengröße 
nicht klar definiert. Eine Benennung der zulässigen Sortimente mit Flächenangabe wäre 
wünschenswert. 
An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass die Sortimente Sportbekleidung und -
schuhe, Sportartikel / -kleingeräte (ohne Sportgroßgeräte) sowie Fahrräder und techni-
sches Zubehör (u. a.) gem. Sortimentsliste der Stadt Lünen (2014) zentrenrelevant sind. 

 zu 27.3 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Auf der Grundlage der genannten Tragfähigkeits- / Auswirkungsanalyse für die Ansied-
lung eines Sportfachmarktes in Bergkamen-Oberaden (BBE Handelsberatung 2013) wur-
den die bisherigen Festsetzungen überarbeitet. 
Statt des vormals geplanten Sondergebietes zugunsten des Sportfachmarktes mit einer 
Verkaufsfläche von maximal 4.000 m² erfolgt nun die Ausweisung eines Gewerbegebietes 
(GE 1). In diesem ist u. a. eine Nutzung des Sporteinzelhandels unterhalb der Schwelle 
der Großflächigkeit zulässig. 
Die touristische Entwicklung des Standorts Wasserstadt Aden wird durch die Kombination 
von Freizeiteinrichtungen auf dem Wasser mit den geplanten Outdoor-Aktivitäten im Ka-
nalband gestärkt. Das Gewerbegebiet GE 1 grenzt unmittelbar an die Jahnstraße und den 
neuen Knotenpunkt Aden Boulevard / Jahnstraße. Aufgrund der zentralen Lage zwischen 
den Freizeitstandorten „Wasserstadt“ und „Kanalband Bergkamen“ bietet sich die Ansied-
lung von Sporteinzelhandel an diesem Standort an. 
Der Sortimentsbereich „Sport“ weist in Bergkamen Defizite auf, die sich in hohen Kauf-
kraftabflüssen und einer geringen Umsatz-Kaufkraft-Relation äußern. Die Tragfähigkeits- 
und Auswirkungsanalyse zu dem geplanten Sportfachmarkt weist nach, dass die Ansied-
lung einzelner Sortimente aus dem Bereich Sportartikel bis zu einer Verkaufsflächengröße 
von 1.500 m² verträglich sein kann und keine negativen Auswirkungen auf zentrale Ver-
sorgungsbereiche in Bergkamen sowie in Nachbargemeinden zu befürchten sind. Um den 
Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen – Sachlicher 
Teilplan/Großflächiger Einzelhandel zu entsprechen, erfolgt lediglich die Festsetzung ei-
nes Gewerbegebietes. Damit sind Einzelhandelsbetriebe im Sinne von § 11 Abs. 3 BauN-
VO mit den entsprechenden Auswirkungen ausgeschlossen. Einzelhandelsagglomeratio-
nen, die diesen Vorgaben nicht entsprechen, schließen sich aufgrund der Größe der Bau-
fläche sowie aufgrund des Ausschlusses von Einzelhandelsbetrieben in den anderen GE-
Gebieten  aus.  
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Aus den vorgenannten Gründen besteht keine Notwendigkeit zu einer Beschränkung auf 
nicht-zentrenrelevante Sortimente oder zu einer weitergehenden Definition der getroffe-
nen Festsetzung hinsichtlich der Sortimente und Flächengrößen. 

27.4 Zur eindeutigen Lesbarkeit des Plans wird empfohlen, die Sortimentsliste der Stadt 
Bergkamen mit in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen. 

 zu 27.4 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Da die Sortimentsliste der Stadt Bergkamen regelmäßig an die aktuellen Entwicklungen in 
der Einzelhandelsbranche angepasst wird, ist die Übernahme der momentan gültigen Sor-
timentsliste in die textlichen Festsetzungen nicht sinnvoll. 
Dies würde vielmehr dazu führen, dass in absehbarere Zeit die textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans nicht mehr aktuell sind und überarbeitet werden müssten. 

27.5 Im Rahmen der Beteiligung und Mitwirkung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß §§ 137 und 139 BauGB zum städtebaulichen Entwicklungskonzept 
„Stadtumbaugebiet Wasserstadt Aden“ werden keine Anregungen vorgebracht. 

 zu 27.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
- 

28 Stadt Werne 
28.1 Seitens der Stadt Werne wird die Entwicklung des ehemaligen Förderstandortes Haus 

Aden begrüßt. Die grundlegende Konzeption zur Planung einer Mischung aus Wohn-, 
Misch- und Gewerbenutzungen betrachten wir als regional abgestimmt. Die Planungen 
eines zusätzlichen Nahversorgungsstandortes für die entstehenden Wohngebiete kann 
nachvollzogen werden. 
Insbesondere zu weiteren Einzelhandelsfestsetzungen wurde bereits mit Schreiben vom 
26.11.2012 Stellung genommen. Seitdem wurde der Bebauungsplan noch einmal über-
arbeitet und auch in Bezug auf die zulässigen Größenordnungen der Betriebe und das 
Sortimentsangebot modifiziert. 
Im MI 4 sind Einzelhandelsbetriebe allgemein zulässig. Aufgrund der Größe des zugehö-

 zu 28.1 
Der Anregung wird gefolgt, die Begründung wird ergänzt. 
Die Begründung des Bebauungsplans wird entsprechend überarbeitet. Im MI 4 sind auf-
grund der geringen Größe der Baufelder und deren Positionierung lediglich Einzelhan-
delsbetriebe unterhalb der Schwelle zur Großflächigkeit möglich bzw. zulässig.  
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rigen Baufeldes wird davon ausgegangen, dass hier kein großflächiger zentrenrelevan-
ter Einzelhandel entstehen kann und wird. In der Begründung zum Bebauungsplan wird 
allerdings hierzu nichts ausgeführt. 

28.2 Im Gewerbegebiet 1 (GE 1) ist Sporteinzelhandel unterhalb der Schwelle zur Großflä-
chigkeit zulässig. Dies wird mit dem in Bergkamen vorhandenen Angebotsdefizit in die-
sem Sortimentsbereich begründet. 
Es wird ausgeführt, dass in einem Standortgutachten nachgewiesen wird, dass eine An-
siedlung einzelner Sortimente verträglich ist. Leider ist das Gutachten nicht Bestandteil 
der vorliegenden Planunterlagen, wurde inzwischen jedoch auf kollegialem Weg zur Ver-
fügung gestellt. Hierfür bedanke ich mich recht herzlich. Auch wenn das Gutachten für 
die zunächst geplanten 4.000 m² Verkaufsfläche erarbeitet worden ist, so kommt es im 
Kern zu dem Ergebnis, Einzelhandelsnutzungen in einer Ausrichtung auf nicht-
zentrenrelevante Sortimente in das Gesamtkonzept zu integrieren und Anbieter mit zen-
trenrelevanten Kernsortimenten grundsätzlich auszuschließen. Insbesondere kleinteilige 
Sportartikel wie Bekleidung und Schuhe sollten bei Fachmärkten mit nicht-
zentrenrelevantem Kernsortiment eine deutlich untergeordnete Dimension (max. 10 % 
der Gesamtverkaufsfläche) einnehmen. Insgesamt werden Einheiten in einer Größen-
ordnung von zusammengefasst max. etwa 2.800 m² Verkaufsfläche empfohlen. Es wird 
begrüßt, dass der Bebauungsplan deutlich unter dieser Größenordnung zurück bleibt. 
Leider wird jedoch nicht auf den Bereich der nicht-zentrenrelevanten Sortimente einge-
schränkt und der Begriff des Sporteinzelhandels nicht abschließend bestimmt. Es wäre 
daher wünschenswert, diesbezüglich nachzusteuern und die Festsetzungen entspre-
chend anzupassen. 
Sportartikel inklusive Sportbekleidung und Sportgroßgeräte sowie Fahrräder und Zube-
hör sind nach der Sortimentsliste für die Stadt Werne (Werner Liste) als zentrenrelevan-
te Sortimente eingestuft. Das Einzelhandelskonzept Werne 2015 beurteilt das Angebot 
in diesem Segment als „ausbaufähig“. 

 zu 28.2 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Auf der Grundlage der genannten Tragfähigkeits- / Auswirkungsanalyse für die Ansied-
lung eines Sportfachmarktes in Bergkamen-Oberaden (BBE Handelsberatung 2013) wur-
den die bisherigen Festsetzungen überarbeitet. 
Statt des vormals geplanten Sondergebietes zugunsten des Sportfachmarktes mit einer 
Verkaufsfläche von maximal 4.000 m² erfolgt nun die Ausweisung eines Gewerbegebietes 
(GE 1). In diesem ist u. a. eine Nutzung des Sporteinzelhandels unterhalb der Schwelle 
der Großflächigkeit zulässig. 
Die touristische Entwicklung des Standorts Wasserstadt Aden wird durch die Kombination 
von Freizeiteinrichtungen auf dem Wasser mit den geplanten Outdoor-Aktivitäten im Ka-
nalband gestärkt. Das Gewerbegebiet GE 1 grenzt unmittelbar an die Jahnstraße und den 
neuen Knotenpunkt Aden Boulevard / Jahnstraße. Aufgrund der zentralen Lage zwischen 
den Freizeitstandorten „Wasserstadt“ und „Kanalband Bergkamen“ bietet sich die Ansied-
lung von Sporteinzelhandel an diesem Standort an. 
Der Sortimentsbereich „Sport“ weist in Bergkamen Defizite auf, die sich in hohen Kauf-
kraftabflüssen und einer geringen Umsatz-Kaufkraft-Relation äußern. Die Tragfähigkeits- 
und Auswirkungsanalyse zu dem geplanten Sportfachmarkt weist nach, dass die Ansied-
lung einzelner Sortimente aus dem Bereich Sportartikel bis zu einer Verkaufsflächengröße 
von 1.500 m² verträglich sein kann und keine negativen Auswirkungen auf zentrale Ver-
sorgungsbereiche in Bergkamen sowie in Nachbargemeinden zu befürchten sind. Um den 
Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen – Sachlicher 
Teilplan Großflächiger Einzelhandel zu entsprechen, erfolgt lediglich die Festsetzung ei-
nes Gewerbegebietes. Damit sind Einzelhandelsbetriebe im Sinne von § 11 Abs. 3 BauN-
VO mit den entsprechenden Auswirkungen ausgeschlossen. Einzelhandelsagglomeratio-
nen, die diesen Vorgaben nicht entsprechen, schließen sich aufgrund der Größe der Bau-
fläche sowie aufgrund des Ausschlusses von Einzelhandelsbetrieben in den anderen GE-
Gebieten  aus.  
Aus den vorgenannten Gründen besteht keine Notwendigkeit zu einer Beschränkung auf 
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nicht-zentrenrelevante Sortimente oder zu einer weitergehenden Definition des Begriffs 
„Sporteinzelhandel“. 

28.3 Im Sondergebiet 1.1 (SO 1.1) sind Einzelhandelsbetriebe mit einer maximalen Gesamt-
verkaufsfläche von jeweils 150 m² zulässig, wenn sie nicht Hauptzweck der Nutzung 
sind. Diese Regelung würde z. B. für einen in ein Hotel integrierten „Shop“ gelten, in 
dem die Hotelgäste kleinere Geschenke, Boots- und sonstiges Reisezubehör etc. er-
werben können. Unzulässig sind hingegen eigenständige Einzelhandelsbetriebe. Gegen 
diese Festsetzung bestehen keine Bedenken. 

 zu 28.3 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
- 

28.4 Im Sondergebiet 7 (SO 7) sind Einzelhandelsbetriebe mit folgenden nahversorgungsre-
levanten Sortimenten (Kernsortiment) und einer maximalen Verkaufsfläche von 1.200 m² 
zulässig: Nahrungs- und Genussmitteln, Getränke und Tabakwaren, kosmetische Er-
zeugnisse und Körperpflegemittel, zoologischer Bedarf und lebende Tiere. Randsorti-
mente mit zentren- bzw. nicht zentrenrelevanten Sortimenten müssen dem Kernsorti-
ment sachlich zugeordnet sein und dürfen insgesamt 10 % der Verkaufsfläche des 
Kernsortiments nicht überschreiten. 

 zu 28.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
- 

29 Unitymedia NRW GmbH 
29.1 Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Unitymedia NRW GmbH. Wir sind 

grundsätzlich daran interessiert, unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten 
zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der Breitbandversorgung für Ihre 
Bürger zu leisten.  
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit Ihnen 
zu gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebau-
ungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 

 zu 29.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

30 Verband Wohneigentum 
30.1 Es gab keine Einwände. zu 30.1 

Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
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- 

31 Westnetz GmbH – Systeme Daten und Dokumentation 
31.1 Innerhalb der Verfahrensfläche befinden sich keine Erdgashochdruckleitungen der RWE 

Deutschland GmbH / Westnetz GmbH. Gegen den BP OA 120 Wasserstadt Aden erhe-
ben wir keine Bedenken. Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich. 

 zu 31.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

32 Westnetz GmbH – Netzplanung, Fachabteilung Strom 
32.1 Mit Bezug auf Ihr Schreiben vom 06.07.2016 teilen wir Ihnen mit, dass sich in dem Plan-

bereich Ihrer Maßnahme sonstige Stromversorgungsleitungen und Hochspannungslei-
tungen (Strom), jedoch keine Gasversorgungsleitungen und keine Hochdruckleitungen 
(Gas) unseres Unternehmens befinden. Der Verlauf der sonstigen Stromversorgungslei-
tungen ist aus den beigefügten Planunterlagen zu ersehen. Diese Pläne dürfen nicht zur 
Bauausführung, sondern nur zu Planungszwecken verwendet werden. Die Unterlagen 
sind nur für die vorgesehene Maßnahme bestimmt und dürfen nicht an Dritte weiterge-
geben werden. Bezüglich der Hochspannungsleitungen (Strom) gibt die zuständige 
Fachabteilung eine eigene Stellungnahme ab.Gegen die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. OA 120 bestehen unsererseits keine Bedenken. Wir bitten Sie Ihren Ver-
tragsunternehmer auf seine Erkundigungspflicht hinzuweisen. Auskunft über Kabel- und 
Leitungsanlagen erteilt die Westnetz GmbH in 45661 Recklinghausen, Bochumer Str. 2. 

 zu 32.1 
Es wurden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
- 

33 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Rheine 
33.1 Das Plangebiet befindet sich am Südufer des Datteln-Hamm-Kanal (DHK) und umfasst 

den Bereich zwischen der Heiler Kirchweg Brücke bei DHK-km 17,849 und der Land-
wehr Brücke bei DHK-km 19,725. Hiervon eingeschlossen wird der Hafen der ehemali-
gen Zechenanlage „Haus Aden“ – km 18,5 bis 19,6 des DHK. 
Seitens der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) ist geplant, den als Paral-
lelhafen ausgebildeten Teil dieser Hafenanlage als Liegestelle für die Berufsschifffahrt 
zu nutzen. 

 zu 33.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
-
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Mit Schreiben vom 23.01.2013 wurde seitens des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes 
(WSA) Rheine bereits Stellung genommen zum ersten Entwurf des Bebauungsplans Nr. 
OA 120 „Wasserstadt Aden“. Hierauf beziehe ich mich. 

33.2 Unzulässigkeit Überplanung von WSV-Flächen und Entwässerung in den DHK 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass eine Überplanung von Flächen der WSV sowie eine 
Entwässerung in den Datteln-Hamm-Kanal (DHK) nicht zulässig sind 

 zu 33.2 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen 
Die Flächen der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung wurden als „Flächen mit wasser-
rechtlichen Regelungen“ nachrichtlich übernommen. 
Beim Entwässerungskonzept wurde berücksichtigt, dass keine Entwässerung in den Dat-
teln-Hamm-Kanal sowie in den Adensee und die Gracht zulässig ist. 

33.3 
In Bezug auf die Bebauung weise ich darauf hin, dass mit Geräusch- und Ge-
ruchsimmissionen aus dem allgemeinen Betrieb der Wasserstraße sowie der Liegestelle 
zu rechnen ist. 
Gemäß Binnenschiffsuntersuchungsordnung Anhang II Teil II Kapitel 8 § 8.10 ist zu be-
achten, dass der zulässige Dauerschallpegel 75 dB(A) in einem seitlichen Abstand von 
25 m von fahrenden Schiffen sowie 65 dB(A) bei gleichem Abstand von liegenden Schif-
fen, welche z. B. an einer Liegestelle liegen, beträgt. Die mögliche zeitliche Belastung 
beträgt 24 Stunden am Tag. Vom Grundsatz her kann von der Schifffahrt das gesamte 
Fahrwasser bis zu den Uferlinien genutzt werden, sofern eine ausreichende Wassertiefe 
zur Verfügung steht. Die durch die Schifffahrt verursachten Emissionen sind zu berück-
sichtigen. 

 zu 33.3 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Emissionen des Datteln-Hamm-Kanals wurden in einem Immissionsschutzgutachten 
untersucht und die Ergebnisse im Rahmenplan sowie durch entsprechende Festsetzun-
gen im Bebauungsplan berücksichtigt.  
Im Bereich des Längshafens werden auch zukünftig Schiffe anlegen. Um die Emissionen 
durch den Betrieb von Aggregaten auf den angelegten Schiffen zu vermeiden, müssen 
diese über eine Stromtankstelle direkt an das Stromnetz angeschlossen werden. 
Trotz dieser Maßnahme können die Orientierungswerte für „Allgemeine Wohngebiete“ 
insbesondere an den Wohngebäuden im Bereich des Längshafens und Wendebeckens 
sowie südlich von Gracht und See, wo bahnparallele Bebauung keine schallabschirmende 
Wirkung entfalten kann, nicht eingehalten werden. Neben den Orientierungswerten für 
Wohngebiete können zur Beurteilung gesunder Wohnverhältnisse allerdings auch die 
Werte für Mischgebiete gem. DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ herangezogen wer-
den, weil dort gesundes Wohnen ebenfalls möglich ist. Aufgrund der Lage des Plangebie-
tes zwischen Kanal, Bahntrasse und überörtlicher Straße und wegen der angestrebten 
Freizeitnutzung im Gebiet werden für die oben genannten Wohnbereiche daher tagsüber 
Mischgebietswerte als Beurteilungsgrundlage angesetzt.  
Zur Einhaltung der Innenschallpegel gem. VDI-27197 ist ein Schalldämmmaß von 
R'w,erf=35 dB erforderlich. Die handelsüblichen Fenster gem. ENeV 2009 entsprechen 
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dieser Vorgabe (Schallschutzklasse 3) und bieten in diesen Bereichen somit ausreichend 
Schutz für die Wohnnutzung. Für die Schlafräume sind zusätzlich schallgedämmte 
Zwangslüftungen erforderlich. Im Rahmen der Grundstücksveräußerung und Bauberatung 
soll den Bauherren außerdem empfohlen werden auch an allen kanalseitigen Fenstern 
und den Seitenfenstern an allen zum Schlafen bestimmten Räumen (Schlaf- und Kinder-
zimmern) fensterunabhängige Zwangsbelüftungseinrichtungen vorzusehen, damit einer-
seits der Rauminnenpegel im geforderten Bereich bleibt und andererseits eine hygienisch 
notwendige Raumlüftung sichergestellt ist. Sollten hier Passivhäuser vorgesehen werden, 
so beinhalten diese bereits die notwendigen Lüftungseinrichtungen. 
Aufgrund der Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung, in Verbindung mit der vor-
genannten Vorgehensweise, ist ein störungsfreies Nebeneinander von Bundeswasser-
straße und Wasserstadt Aden dauerhaft gesichert. 

33.4 Zusätzlicher Hinweis erforderlich 
Die textlichen Hinweise zum Bebauungsplan sind wie folgt zu ergänzen: Ansprüche auf 
Entschädigungen aufgrund von Immissionen, die durch den Betrieb des Datteln-Hamm-
Kanals entstehen (Lärm, Vibrationen, Wasser) bestehen nicht bzw. sind ausgeschlos-
sen.  

 zu 33.4 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die Immissionen des Datteln-Hamm-Kanals wurden in einem Immissionsschutzgutachten 
untersucht und die Ergebnisse im Rahmenplan sowie durch entsprechende Festsetzun-
gen im Bebauungsplan berücksichtigt. Ein störungsfreies Nebeneinander von Bun-
deswasserstraße und Wasserstadt Aden ist damit dauerhaft gesichert. Darüber hinaus 
wurde ein 16 m breiter Streifen parallel zum Datteln-Hamm-Kanal nachrichtlich in den Be-
bauungsplan übernommen. Diese Übernahme nach § 9 Abs. 6 BauGB dient zum Ver-
ständnis der benachbart getroffenen Festsetzungen, insbesondere auch für die später 
beim Vollzug des Bebauungsplans Beteiligten. Dies betrifft z.B. die Festsetzung der über-
baubaren Fläche, die sich aus dem Nachweis der Standsicherheit des Damms des Dat-
teln-Hamm-Kanals ergibt. Die nachrichtliche Übernahme bietet die Gewähr, dass im wei-
teren Verfahren zum Vollzug des Bebauungsplanes, z.B. bei Bauanträgen, die wasser-
rechtliche Fachplanung berücksichtigt wird. Die Aufnahme eines Hinweises in den Bebau-
ungsplan bezüglich etwaiger Entschädigungsansprüche ist damit nicht erforderlich.  

33.5 Sanierungsplan 
Der Sanierungsplan für das Gelände der ehemaligen Schachtanlage „Haus Aden 1/2“ 
umfasst die Anlage 7.2 „Spundwandverbau“. Die hierin enthaltenen Rückschlüsse für die 
Planung sind zwingend umzusetzen. 
Im Abschnitt 4.2 dieser Anlage wird darauf hingewiesen, dass durch den Schutzabstand 

 zu 33.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes lassen keine Bebauung im besagten Bereich 
zu. 
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Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 
der Bebauung von ≥ 19 m zur Uferspundwand keine Zusatzlasten aus einer Bebauung 
liegen können. In diesem Bereich werden somit ohne weiteren Nachweis der Standsi-
cherheit der Spundwand keinerlei Zusatzlasten zugelassen. Insbesondere dürfen die 
Standsicherheit der Spundwände entlang des DHK sowie die Dammsicherheit durch die 
anstehenden Baumaßnahmen nicht beeinträchtigt werden. Dies bezieht sich sowohl auf 
den Bauzustand als auch auf den Endzustand. 

33.6  
Sofern die aufgeführten Aspekte Berücksichtigung finden, bestehen keine Bedenken. 
Nach Rechtsverbindlichkeit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. OOA 120 „Was-
serstadt Aden“ bitte ich um Benachrichtigung. 

 zu 33.6 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Aspekte wurden berücksichtigt. Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Rheine wird 
entsprechend beteiligt. 



Bebauungsplan Nr. OA 120 „Wasserstadt Aden“  

39

Teil B:  Anregungen seitens der Öffentlichkeit im Rahmen der ersten Offenlegung vom 07.07.2016 - 12.08.2016 

Nr. Anregung  Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsempfehlung 

1 Bürger 1, Anregung vom 12.08.2016 
1.1 Unzureichende Bodenumschichtung statt Entfernung laut Sanierungsplan 

Gegen den Bebauungsplan OA 120 erhebe ich folgende Einwände: 
Die bisherigen gravierenden Belastungen der Fläche insbesondere mit PAK, EOX, Koh-
lenwasserstoffen, Cadmium und weiteren werden nicht, wie notwendig entfernt, sondern 
lediglich unzureichend umgeschichtet. 
Siehe dazu insbesondere die Ausführungen in „Aktualisierter Sanierungsplan für das 
Gelände der ehemaligen Schachtanlage Haus Aden 1/2 in Bergkamen für die geplante 
Folgenutzung Adensee von TABERG Ingenieure“ (Dateiname 
127106_sanierungsplan_gutachten.pdf) 
S. 24: Im Bereich der Aufbereitung (Teilfläche 1.8) wurden in der Orientierungsphase
Belastungen mit Polycyclen in den Rammkernsondierungen RKS 224 (13,8 mg/kg
B(a)P, 173 mg/kg PAK) sowie der RKS 130 (454 mg/kg) beobachtet. Die Eingrenzung
erfolgte u. a. mit den RKS I.7 (2,7 mg/kg B(a)P, 0,1 bis 2,0 m Tiefe, Bereich RKS 224)
sowie RKS I.67 (7,2 mg/kg B(a)P, 114 mg/kg PAK) und II.1 (2,3 mg/kg B(a)P, Tiefe je-
weils 0,1 bis 2,0 m) für die RKS 130.
Die im Gleisbereich westlich der Wäsche angetroffene Belastung mit Polycyclen (RKS 
168, 1.616 mg/kg PAK, 70 mg/kg B(a)P) wird als lokale Belastung eingestuft. Die im Be-
reich der Gleisanlagen (Teilfläche 1.9) festgestellten erhöhten Konzentrationen an Poly-
cyclen in der RKS 262 (Gleisbereich) wurden durch die eingrenzenden Untersuchungen 
bestätigt. In der RKS I.24 konnte in einer Tiefe von 0,0 bis 1,0 m ein Maximalgehalt von 
10.259 mg/kg PAK mit 289 mg/kg B(a)P festgestellt werden. Im Bereich der Lagerboxen 
(RKS 286) wurden in den zur Eingrenzung durchgeführten Untersuchungen Polycyclen-
konzentrationen von 141 bis 1.733 mg/kg PAK mit 4,8 bis 77,7 mg/kg B(a)P ermittelt. 
S. 25: Die Grundwasseranalysenergebnisse der kretazischen Messstellen ergaben eine

 zu 1.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Für die höherwertige Folgenutzung Wohnen, Freizeit und Gewerbe in der Wasserstadt 
Aden ist die Aufbereitung der Fläche der ehemaligen Zeche „Haus Aden“ i.S.d. 
BBodSchG erforderlich. Dazu wurde ein Sanierungsplan von einem Fachbüro in enger 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden erstellt. Dieser Sanierungsplan entspricht 
dem aktuellen Stand der Technik und wurde am 11.12.2015 nach § 13 Abs. 6 Satz 1 
BBodSchG für verbindlich erklärt. Die Genehmigungsbehörde bestätigt, dass der Sanie-
rungsplan den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Die aufgeführten Maßnahmen sind 
geeignet und angemessen, um die Pflichten nach § 4 Abs. 3 BBodSchG (Gefahrenab-
wehr) zu erfüllen. Mit diversen Nebenbestimmungen wird eine gutachterliche Begleitung 
sichergestellt und in ausreichendem Umfang für eine Kontrolle und Dokumentation ge-
sorgt. 
Die Ergebnisse des Sanierungsplans sind nun Grundlage für die Bauleitplanung. So ent-
hält der Bebauungsplan eine bedingte Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB, nach der alle 
WA-, MI-, GE- und SO-Gebiete (mit Ausnahme des SO Bergbau) sowie alle Grünflächen 
erst  nach Sanierung i.S. des Sanierungsplans zulässig sind. Damit wird gewährleistet, 
dass die chemische und physikalische Qualität des Untergrunds für diese Nutzungen ge-
geben ist. Darüber hinaus werden für die Aufbringung des Oberbodens durch die Bauher-
ren zusätzliche Regelungen im B-Plan getroffen. 
Der Sanierungsplan selbst ist nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Er wurde in 
einem Verfahren nach BBodSchG, LBodSchG und dem Verwaltungsverfahrensgesetz un-
ter Beteiligung   der betroffenen Fachbehörden aufgestellt.  
In dem vom Kreis Unna genehmigten Sanierungsplan sind zunächst die Rahmenbedin-
gungen genannt, unter denen die Böden und Auffüllungen eingebaut werden können.  
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Überschreitung des Maßnahmenschwellenwertes für Zink (GWM 1: 5 mg/l im Dezember 
2004) und für Polycyclen (GWM 7: 3,6 μg/l im Juni 2005). Weitere leicht auffällige Kon-
zentrationen, die jedoch die Maßnahmenschwellenwerte nach LAWA /19/ einhalten, 
werden im Grundwasser der Messstelle GWM 1 (1,5 mg/l Zink im Juni 2005) und der 
Messstelle GMW 8 (0,4 bzw. 0,7 μg/l PAK im Juni bzw. Dezember 2004 und 110 μg/l 
BTEX im Dezember 2004) gemessen. Die gemessenen Werte zeigen jedoch keinen 
eindeutigen Trend, sie schwanken stark. 
S. 26: die dort abgebildete Tabelle zeigt verschiedene Überschreitungen
S. 35./36 Bodenanalyse, verschiedentlich überhöhte Konzentrationen, aber auch wieder
gemäß LAGA. Zitat: Feststoff auf die Parameter gemäß LAGA, Tabelle II.1.2-2 /16/,
S. 39: Polychlorierte Biphenyle (PCB) werden lediglich in 4 Mischproben nachgewiesen.
In den Mischproben 2 und 3.1 werden mit 0,1 bzw. 0,11 mg/kg geringfügig erhöhte Kon-
zentrationen gemessen.
S. 40: Die chemischen Bodenanalysen ergeben auffällige Konzentrationen der unter-
suchten Parameter für Polycyclen (max. 454 mg/kg), Naphthalin (max. 5,4 mg/kg) leicht-
flüchtige Aromaten (max. 5,6 mg/kg BTEX) und Arsen (max. 168 mg/kg)(vgl. Lageplan
Anlage 5.5.1).
S. 42, 43: Für die Polycyclen werden mit 0,6 mg/kg (Mischprobe 32.1, Tiefe 0,0 – 1,0 m)
bis 22,95 mg/kg (Mischprobe 33, Tiefe 0,0 – 1,3 m) ebenfalls keine bedeutenden Kon-
zentrationen gemessen.
Die Schwermetall- und Arsenkonzentrationen sind weitestgehend unauffällig. Lediglich 
der Kupfergehalt in der Mischprobe 30.2 (2.000 mg/kg Cu, Tiefe 1,0 – 3,0 m) und die 
Cadmiumkonzentration in der Mischprobe 31.2 (62 mg/kg, Tiefe 0,3 – 2,0 m) sind deut-
lich erhöht. Im Zuge der Sanierungsplanung oder der Flächenaufbereitung sollte dieser 
Bereich näher untersucht werden 
S. 51: Für die Polycyclen werden zum einen mit 0,8 mg/kg (Mischprobe 25.2, Tiefe 2,3 –
4,3 m) bis 4,9 mg/kg (Mischprobe 25.1, Tiefe 0,0 – 2,5 m) unbedeutende Gehalte ge-
messen und zum anderen mit 23,0 mg/kg (Mischprobe 33, Tiefe 0,0 – 1,3 m) bis 92,2
mg/kg (Mischprobe 24.1, Tiefe 0,0 – 2,0 m) erhöhte Konzentrationen festgestellt.
Selbst die im Gutachten (S. 42 - 43) vorgeschlagenen weiteren Untersuchungen werden 
nicht vorab durchgeführt. 

Demnach besteht grundsätzlich vor Umsetzung der Flächenaufbereitung das Erfordernis, 
vertiefend und ausführlich eine Ausführungsplanung für die Flächenaufbereitung und das 
Bodenmanagement  zu erstellen, um die Maßnahme entsprechend durchzuführen. Der 
genehmigte Sanierungsplan stellt hierfür lediglich die Grundlage dar. 
Gemäß den Ergebnissen des Sanierungsplans hält die Mehrzahl der untersuchten Bo-
denproben die Prüfwerte der BBodSchV für Wohnen ein. Es gibt lediglich einzelne Belas-
tungspunkte (Hotspots). Zudem trifft der Sanierungsplan differenzierte Aussagen zum 
Umgang mit Böden in Bereichen, in denen aufgrund der erforderlichen Geländeverände-
rungen ein Bodenauftrag, bzw. ein Bodenabtrag notwendig ist. 
In Auftragsbereichen werden die nicht aufbereiteten Böden im Plangebiet mit Material 
entsprechend der festgelegten Sanierungszielwerte sowie einer abschließenden Schicht 
vegetationsfähigem Boden überdeckt. Hotspots können im Untergrund verbleiben, wenn 
sie nicht wassergefährdend sind. In Abtragsbereichen wird der Boden zuerst ausgekoffert 
(Aushubebene) und Hotspots entfernt. Daraufhin erfolgt ein Neueinbau von Material ent-
sprechend der festgelegten Sanierungszielwerte sowie einer abschließenden Schicht ve-
getationsfähigem Boden.  
Die in Auf- und Abtragsbereichen neu einzubauenden Böden werden entsprechend der 
Anforderungen seitens der darauf geplanten Nutzung (Wohnen, Gewerbe, Verkehrsflä-
che, öffentliche Grünfläche) in unterschiedlicher Mächtigkeit hergestellt. Die Flächenauf-
bereitung hat zum Ziel, in Abhängigkeit von der geplanten Nutzung dem neuen Erwerber 
und Nutzer ein weitestgehend restriktionsfreies Grundstück oberhalb der Aushubebene zu 
übergeben. Daher werden im Bereich von geplanten Baufenstern zusätzlich oberflächen-
nahe Fundamente von ehemaligen Industriegebäuden entfernt. Belastete Böden, Auffül-
lungen und Fundamente, die unter der für die geotechnische Flächenaufbereitung erfor-
derlichen Aushubebene liegen, können überwiegend im Untergrund verbleiben, da der 
Gefährdungspfad Boden-Mensch unterbrochen wird. Die Abtragsbereiche sind in den La-
geplänen des Sanierungsplanes gekennzeichnet und gliedern sich in Böden, die die Sa-
nierungszielwerte für Gewerbe überschreiten und solche, die diese einhalten oder sogar 
unterschreiten. Bei einer Einhaltung oder Unterschreitung ist ein Einbau des Bodens unter 
den geplanten Gewerbeflächen vorgesehen. Bei einer Überschreitung ist entweder eine 
externe Verwertung/Entsorgung, oder eine Verbringung in ein Umlagerungsbauwerk ge-
plant. Das Umlagerungsbauwerk bedarf noch einer Genehmigung. Die Genehmigungsbe-
hörde hat der Errichtung bereits grundsätzlich zugestimmt. 
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Eine Einlagerung von öligen Materialien wird jedoch ausgeschlossen. Die Erstellung eines 
Umlagerungsbauwerkes und auch die Planung der Größe sind von der Menge des bei der 
Flächenherrichtung anfallenden belasteten Materials abhängig, das die internen Sanie-
rungszielwerte überschreitet. Sobald diesbezügliche Erkenntnisse vorliegen, wird darüber 
entschieden ob das Material innerhalb des Plangebietes umgelagert oder außerhalb des 
Plangebietes verbracht wird. Darüber hinaus wird eine  gezielte Regen- und Oberflächen-
wasserversickerung in den Auffüllungen seitens der Genehmigungsbehörde ausgeschlos-
sen. 
Mit der Realisierung des Sanierungsplans wird dauerhaft gesundes Wohnen und Arbeiten 
im Plangebiet ermöglicht. 
Die genannten Untersuchungen sind jedoch kein Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
rens und erfolgen vielmehr im Zuge der anstehenden Erdbaumaßnahmen. 
 

1.2 Einstufung nach LAGA statt nach BbodSchV 
Für die Einstufung von Belastungen in Böden werden die Werte nach LAGA klassifiziert 
und Vorgaben daraus verwendet, statt strikt nach der BBodSchV vorzugehen. (Entspre-
chendes gilt für die Wasserwerte) 

 zu 1.2 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Einstufung der Bodenkategorien gemäß LAGA entspricht der üblichen Vorgehenswei-
se bei der Sanierung belasteter Standorte. Diese Vorgehensweise sowie die Methodik der 
jeweiligen Untersuchungen wurden zudem auch mit den zuständigen Fach- und Auf-
sichtsbehörden abgestimmt. 
Des Weiteren sind die Prüfwerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) maßgeblich. Wie im Sanierungsplan erläutert, hält die Mehrzahl der unter-
suchten Bodenproben die Prüfwerte der BBodSchV für Wohnen ein. 

1.3 Schadstofffreiheit bei neu anzuliefernden Böden 
Die bisherige Belastung wird unter der Maßgabe, dass die Sanierungszielwerte nur kei-
ne Verschlechterung erlauben, zur Begründung genommen, den Stadtteil Oberaden, mit 
weiteren deutlich kontaminierten Abfällen (Böden nach LAGA Z2) zu belasten. Neu an-
zuliefernde Böden müssen Schadstoff frei sein! 

 zu 1.3 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen des Sanierungsplans wurde ein Massendefizit von ca. 1,0 Mio. m³ an Füllbö-
den sowie ca. 59.000 m³ an vegetationsfähigen Böden ermittelt. Diese müssen extern zu-
geliefert werden. 
Die bodenchemischen Qualitäten der wieder einzubauenden sowie der extern zuzulie-
fernden Böden/Auffüllungen orientieren sich tiefengestaffelt an den Folgenutzungen (Ge-
werbe, Wohnen, privates und öffentliches Grün). Dies wurde auch mit der zuständigen 
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Umweltbehörde vorabgestimmt. 
Generell gilt, dass unterhalb des Gründungsniveaus in lastabtragenden Bereichen von 
Bauwerken, Straßen sowie Wasserflächen (Aden-See) ein mindestens 1 m mächtiger, 
ausreichend tragfähiger, aber auch ein bodenchemisch unbedenklicher Untergrund her-
zustellen ist. Erst unter dieser Deckschicht ist der Einbau von Material entsprechend der 
festgelegten Sanierungszielwerte vorgesehen. Sofern die jeweilige geplante Nutzung an 
der Oberfläche dies zulässt (nur gewerbliche Bauflächen), sind hierfür auch Böden der 
Zuordnungswerte Z2 nach LAGA vorgesehen. Hierbei handelt es sich allerdings nicht um 
kontaminierte Abfälle, sondern um Materialien, deren Wiederverwertung und einge-
schränkter Einbau mit definierten technischen Sicherungsmaßnahmen gemäß LAGA aus-
drücklich zulässig ist. Möglich ist dies zum Beispiel als Unterbau von Straßen oder von 
befestigten Flächen in Gewerbe- und Industriegebieten. 

1.4 Umstellung der Wasserhaltung führt zu Vergiftungen 
Die räumliche Planung der benötigten Fläche für die Wasserhaltung geht von der bishe-
rigen Planung der RAG aus, mit der entsprechenden Umstellung der Wasserhaltung. 
Wie nun auch in einem Gutachten im Auftrag des Landes NRW festgestellt, würde dies 
zu weiterem Austrag von Stoffen aus dem Unter Tage eingebrachten Giftmüll, sowie 
dem nicht entsorgten PCB in Oberflächengewässer bedeuten. 
Diese würden desweiteren, noch stärker als bisher, über bereits nachgewiesene Was-
serdurchlässigkeiten an die Oberfläche in Bergkamen und damit auch in die Böden der 
Wasserstadt austreten. 
Da eine solche Vergiftung weder für die Wasserstadt, noch Bergkamen bzw. das ganze 
Ruhrgebiet tragbar ist, muss die bisherige Planung für die Umstellung der Wasserhal-
tung aufgegeben werden und im Gegenteil die Bergbauliche Tätigkeit auch in Oberaden, 
zur Bergung des Giftmülls wieder aufgenommen werden. 
Entsprechend muss hier sowohl mit deutlich mehr Platzbedarf, als auch höherer Emissi-
onsbelastung gerechnet werden. 

 zu 1.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Bei den städtebaulichen Planungen wurde berücksichtigt, dass die Zentralwasserhaltung 
für das östliche Ruhrrevier auch zukünftig dauerhaft am Standort Haus Aden 1/2 betrieben 
wird. Die Planungen für die Wasserstadt Aden wurden daher im Hinblick auf die für die 
Zentralwasserhaltung nötigen Betriebsflächen und Einrichtungen zur Ableitung des Gru-
benwassers frühzeitig und kontinuierlich mit der RAG AG abgestimmt. 
Die hierfür erforderlichen Betriebsflächen und Einrichtungen wurden im Bebauungsplan-
verfahren entsprechend ihrer Immissionen und der benötigten Größe berücksichtigt und 
werden in der Planzeichnung als Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Bergbau“ 
festgesetzt. Eine neue Grubenwasserleitung wird im B-Plan bereits gesichert. Die Neu- 
und / oder Umverlegung von weiteren Leitungen ist möglich und soll innerhalb der Ver-
kehrs- und Grünflächen erfolgen. Auch die Verkehrsflächen (hier insbesondere der Aden-
boulevard) sind für gewerbliche Verkehre und Schwerlastverkehr  ausgelegt.  
Veränderungen bei der Wasserhaltung sind kein Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
rens, sondern des bergrechtlichen Betriebsplanverfahrens.  
Die PCB-Thematik wird im Rahmen des von der Landesregierung beauftragten erweiter-
ten Gutachtens zur Bruchhohlraumverfüllung behandelt.  Ergebnisse werden ebenfalls in 
einem bergrechtlichen Verfahren umgesetzt. 
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Ein Flächenengpass durch die Festsetzungen im B-Plan wird nicht gesehen. Außerdem 
können ggf. weitere Gewerbegebiete im Plangebiet in Anspruch genommen werden. 

1.5 Gefährdung der Einwohner und kaum abwägbare finanzielle Risiken 
Fazit: Die Verwirklichung der Wasserstadt Aden mit diesem Bebauungsplan würde nach 
meiner Einschätzung auf eine Gefährdung der bisherigen und zukünftigen Einwohner 
Bergkamens hinauslaufen und sollte deswegen so nicht verwirklicht werden. Zusätzlich 
beinhaltet er auch dadurch kaum abwägbare finanzielle Risiken für die Stadt Bergka-
men. 

 zu 1.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Um die finanziellen, technischen, rechtlichen und sonstigen Risiken zu minimieren, wur-
den mehrere fachrechtliche Genehmigungsverfahren durchgeführt (u. a. wasserrechtli-
ches Verfahren, Planfeststellung Jahnstraße u. a.) sowie zahlreiche Prüfaufträge (Bau-
grund und Altlastenuntersuchung, Sanierungsplanung zu Folgenutzungen, Bodenma-
nagement sowie Massen- und Kostenermittlung, Seeplanung, Einzelhandelsgutachten, 
schalltechnische Untersuchung, Entwässerungskonzept, Fachbeitrag Artenschutz, Um-
weltverträglichkeitsstudie (UVS), Avifaunistische Kartierungen) in Auftrag gegeben. 
Auf der Grundlage der erteilten Genehmigungen und Ergebnisse der genannten Fachgut-
achten ist davon auszugehen, dass das Projekt Wasserstadt Aden wie geplant und wie im 
städtebaulichen Rahmenplan dargestellt realisiert werden kann. Die Finanzierung erfolgt  
durch Städtebauförderung, städtischer Eigenanteil, die weiteren Projektpartner und die 
Einnahmen aus den Erschließungsbeiträgen und geplanten Grundstücksverkäufen. Für 
das Kostencontrolling bedient sich die Stadt mit der DSK Stadt- und Grundstücksentwick-
lungsgesellschaft mbH eines Entwicklungsträgers/ Treuhänders.  
Darüber hinaus wurde im Rahmen der ersten Planungsphase eine Kosten-Nutzen-
Analyse in Auftrag gegeben, welche von der Landesregierung geprüft wurde und die Wirt-
schaftlichkeit der geplanten Wasserstadt Aden nachweist. Die Analyse war entscheidende 
Grundlage für die Förderzusage und spiegelt die finanzielle Planungssicherheit des Pro-
jektes wider. 

 

2 Bürger 2, Anregung vom 29.08.2016   
2.1 Wesentliche Verschlechterung der Entwässerungssituation 

Bereits aus den ausgelegten Unterlagen ist ersichtlich, dass sich durch die Planung eine 
Gefährdung von Ackerstücken unseres landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebes 
ergibt. Aus der Planzeichnung ist erkennbar, dass die Leitungen sich in Richtung Wes-
ten zentrieren. 

 zu 2.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
In der Begründung des Bebauungsplanes wird die geplante Entwässerung  ausführlich er-
läutert. Diesen Ausführungen liegt die Entwässerungsplanung „Wasserstadt Aden, Berg-
kamen“ der KONSTA Planungsgesellschaft mbH zugrunde. Die Entwässerungsplanung 
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Bekannt ist weiter, dass die Abwässer aus Heil in Richtung Jahnstraße gepumpt wer-
den. Hieraus folgt, dass unser Grundstock "Rott", Gemarkung Oberaden, Flur 7, Flur-
stück 1352 durch seine direkte Lage vor dem Pumpwerk Oberaden von der Entwässe-
rung des Plangebietes nachteilig betroffen sein wird. Schon im September 2014 haben 
wir durch ein Wasserereignis in Teilen des genannten Grundstücks eine bis zu 1,5 m 
hohe Fäkalienwasserüberschwemmung hinnehmen müssen. Die Einzelheiten sind der 
Stadt Bergkamen seit langem bekannt. Das Grundstück. "Rott" hat bergbauliche Absen-
kungen von mehr als 20 m erfahren, sodass die Kuhbachmulde vor dem o. g. Pumpwerk 
nur durch Pumpen entwässert werden kann. Wenn die vorgesehene Bebauung durchge-
führt würde, würde aber eine weitere große Zusatzbelastung für das Pumpwerk Obera-
den entstehen. Es ist zu befürchten, dass diese zusätzliche Belastung zu einer Überlas-
tung des Pumpwerks führen würde. Eine erneute und verstärkte Überschwemmung des 
Grundstücks “Rott” wäre die Folge. 
Dieses Risiko entsteht schon bei der vorgesehenen Bebauung der ca. 6,6 ha großen 
"Waldsiedlung". Die Untere Wasserbehörde des Kreises Unna hat deswegen schon im 
Planverfahren "Waldsiedlung" mit Schreiben vom 27.06.2014 darauf hingewiesen, dass 
die verschiedenen Entwässerungssysteme erweitert werden müssen. Die Planung der 
"Wasserstadt Aden" würde aber sogar zu einem weit höheren Risiko führen. 
Bei dieser Planung geht es um die Bebauung eines nicht weniger als 45 ha großen Are-
als im Bereich des Schachtes Haus Aden. Es steht zu befürchten, dass das vorhandene 
Kanalnetz total überfordert werden und damit das Überschwemmungsrisiko für unser 
Grundstück "Rott" extrem steigen würde. 
Bei einer - wie in der Planung vorgesehenen - Entwässerung im Bereich der Alisostrasse 
wäre unserer Ackerstück "Ostfeld", Gemarkung Oberaden Flur 10, Flurstücke 273, 18, 
92, 166, 266 und 276 durch vergleichbare Risiken der Überschwemmung betroffen. 
Denn auch dieses Ackerstück war bereits jetzt mehrfach von Wassereinstauungen und 
großflächigen Überschwemmungen als Folge des Rückstaus in seiner Lage an der Ein-
mündung des Kuhbachs in die Seseke betroffen. Bei Umsetzung der Planung für die 
"Wasserstadt Aden" würde sich die Situation für das Ackerstück aber wesentlich ver-
schlechtern. 
Bereits aus den ausgelegten Unterlagen ergibt sich, dass diese Auswirkungen auf die 
genannten Ackerstücke zu befürchten sind. Das genaue Ausmaß und die konkrete Aus-
prägung der Schadwirkung können wir leider nicht beurteilen, denn dazu hätte es zwin-

war zum Zeitpunkt der Offenlegung noch in der Bearbeitung. Eine Vorabstimmung mit der 
Oberen und Unteren Wasserbehörde sowie mit dem Lippeverband war bereits erfolgt, so 
dass davon auszugehen war, dass die Planung technisch und wasserrechtlich umsetzbar 
sein wird. 
Die Mischwasserableitung aus dem gesamten Bebauungsplangebiet erfolgt über den vor-
handenen Kanal DN 1400 zum Pumpwerk Oberaden des Lippeverbandes.  Am Pump-
werk Oberaden wird das Mischwasser vorbehandelt. Der Schmutzwasserabfluss erfolgt in 
Richtung Kläranlage Sesekemündung.  

Das Oberflächenwasser wird über den Düker in Höhe des ehemaligen Pumpwerks Pol-
deranlage sowie nach Rückhaltung in einem Regenrückhaltebecken über den Mittelschul-
te-Düker im Bereich der Waldstraße der Lippe zugeführt.  

In der Entwässerungsplanung wird nachgewiesen, dass sich die Mischwasserzuflüsse 
gegenüber der Situation zum Bestand der ehemaligen Schachtanlage sowie gegenüber 
der Prognose von 1991 nicht erhöhen, so dass beispielsweise die Bemessung des 
Pumpwerks Oberaden weiterhin gültig bleibt und eine Überlastung nicht zu befürchten ist. 
Das am Pumpwerk Oberaden anfallende Schmutzwasser wird nach Süden abgeführt. Die 
überzuleitenden Schmutzwassermengen sind auch bei kompletter Bebauung der Was-
serstadt Aden kleiner als die der ehemaligen Schachtanlage Haus Aden. Insofern ergeben 
sich hieraus keine nachteiligen Veränderungen der Abflussmengen in Richtung Seseke.  
Die Situation für das Grundstück „Ostfeld“ wird sich daher durch die Entwässerung der 
Wasserstadt Aden nicht verschlechtern.  
Eine nachteilige Betroffenheit des Grundstücks ist daher nicht gegeben. 
Wie bereits oben dargelegt, werden weder Misch-, Schmutz- noch Oberflächenwässer 
dem Kuhbach im Bereich des Grundstücks „Rott“ zugeführt. Dieses Grundstück ist daher 
durch die Realisierung der Wasserstadt nicht betroffen. 
Bei dem Regenereignis  im September 2014 handelte es sich um ein Jahrhundertregen-
ereignis. Die Einleitung von Regenwasser ist bestimmungsgemäße Nutzung des Gewäs-
sers. Ein Jahrhundertregen dagegen definiert sich nicht nur durch die Niederschlagssum-
me, sondern auch durch Regendauer und Regenintensität. Der Jahrhundertregen ist des-
halb Teil der höheren Gewalt, für die keine Vorkehrungen bei der bestimmungsgemäßen 
Nutzung getroffen werden können. Die Auswirkungen von Jahrhundertregen aus „höherer 
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gend weiterer Unterlagen, d. h. eines Entwässerungskonzeptes bedurft, aus dem sich im 
Detail ergibt, wie die Ableitungen für das geplante Baugebiet und seine Entwässerung 
außerhalb des Plangebietes weiterverlaufen und wie sie im Einzelnen dimensioniert sein 
sollen. Insoweit sind die ausgelegten Unterlagen unvollständig. Auch dies wenden wir 
ein. 

Gewalt“ werden durch die Einleitung nicht „drastisch steigen“, zumal hier nicht nur die 
Niederschlagssumme ausschlaggebend ist.  
Auch und insbesondere unter Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik kann aus 
technischen und wirtschaftlichen Gründen kein Abwassersystem derart dimensioniert 
werden, dass die Gefahren eines Jahrhundertregenereignisses abgefangen werden könn-
ten. 
Mit Datum vom 08.11.2016 wurde die Genehmigung  bei der Bezirksregierung Arnsberg 
beantragt. Die Entwässerungsplanung wird als umweltrelevante Information  bei der er-
neuten Offenlegung mit ausgelegt. 
 

2.2 Vorhandene bergbauliche Hohlräume verursachen Absenkungen (Bergsenkun-
gen) 
Das vorgesehene 45 ha große Plangebiet liegt in einem 54 ha umfassenden Gesamtge-
biet auf einer ehemaligen Schachtanlage zur Steinkohlegewinnung. Unmittelbar unter 
der Geländeoberfläche des Plangebiets befinden sich in mehreren Stockwerken (bis in 
mehr als 1.000 m Tiefe) bis zu 35 m hohe Hohlräume, die u. a. der Rohkohleverfrach-
tung gedient haben sollen. Erschwerend kommt hinzu, dass nach Angaben der RAG AG 
als ehemaliger Belreibergesellschaft auf "Haus Aden" mehr als 10 Millionen m³ Gruben-
wasser pro Jahr aus der 960 m-Sohle gefördert werden.  
Dieses Grubenwasser enthält aber bis zu 9,8 Prozent abfiltrierbare Stoffe (Sedimente) 
und bis zu 300 Gramm Salz pro Liter Wasser. Hieraus entsteht ein Stofftransport von 
mehr als 2 Millionen m³ pro Jahr aus dem Schachtuntergrund in das Naturschutzgebiet 
der Lippe. Systembedingt ist die schachtnahe Umgebung von der laufenden Hohlraum-
neubildung signifikant stärker betroffen als die schachtfernen Regionen. Allen bisherigen 
bergbaulichen Erfahrungen folgend werden unterirdische Hohlräume, den physikali-
schen Grundsätzen folgend, irgendwann aufgefüllt. 
Hieraus folgen oberflächliche Absenkungen. Diese Absenkungen bilden an der Erdober-
fläche normalerweise punktuelle, annähernd volumenvergleichbare Mulden, unabhängig 
davon wie fest dieser Bereich verdichtet und baulich gestaltet wurde. Mit sehr aufwendi-
gen und speziellen Baumethoden ist man in der Lage z. B. bei Kraftwerken, mit hydrau-
lischen Ausgleichspressen in Doppelfundamenten, der Bergbau bedingten Rissbildung 
und Schieflage, vorsorglich entgegen zu treten. 

 zu 2.2 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Nach dem BBergG besteht eine Verpflichtung des Bergbaubetreibers zur Wiedernutzbar-
machung der Fläche. Wiedernutzbarmachung ist die ordnungsgemäße Wiederherstellung 
der Oberfläche unter Beachtung des öffentlichen Interesses. Dazu ist ein Abschlussbe-
triebsplan aufzustellen.  
Der Abschlussbetriebsplan ist von der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau 
und Energie in NRW am 1.12.2015 genehmigt worden. Für die Erteilung der Zulassung 
eines Abschlussbetriebsplanes ist der Schutz Dritter vor den durch den Betrieb verursach-
ten Gefahren für Leben und Gesundheit auch noch nach Einstellung des Betriebes sowie 
die Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in der vom einzustellenden Betrieb in An-
spruch genommenen Fläche sicherzustellen.  
Im Plangebiet sind nach Auskunft der Abt. 6 Bergbau und Energie keine bergbaulichen 
Hohlräume im einwirkungsrelevanten tages- oder oberflächennahen Bereich vorhanden. 
Die Schächte im Planungsraum sind standsicher. Die bergmännischen Grubenbaue in 
den tiefen Schichten des Karbons wirken sich nicht auf die Tagesoberfläche aus. Auch 
gibt es keine Anhaltspunkte für Störzonen mit möglicherweise schadensrelevanten Unste-
tigkeiten an der Tagesoberfläche. Dazu wurden Tagesrisse der bei der Bezirksregierung 
vorliegenden Grubenbilder eingesehen. 
Mit Beendigung der Bergaufsicht sowie durch weitergehende Erkenntnisse im bergrechtli-
chen Verfahren ist davon auszugehen, dass in Zukunft keine Gefahren von der ehemali-
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Eine Besonderheit in der bergbaulichen Absenkung stellen sog. "Störhorizonte" dar. 
Hierbei handelt es sich um räumlich streng begrenzte, linienförmige krasse Absenkun-
gen, die aus der geologischen Entstehung des Karbongebirges und seiner Verwertung 
bzw. Faltung resultieren. Aus dem Grubenbild ist ersichtlich, ob sich im Plangebiet und 
seiner Umgebung z. B. Störhorizonte oder andere geologische und bergbauliche rele-
vante Besonderheiten erkennen lassen. Im Bereich von Störhorizonten werden keine 
Neubauten zugelassen (so z. B. im Baugebiet Himmeldiek Bergkamen). Verwerfungen 
an der Oberfläche, als Indiz für bergbauliche Besonderheiten, sind auf den Straßen in 
Oberaden normal, auch oft schon kurz nach einem erneuerten Asphaltauftrag. 
Dass diese Risiken im Plangebiet bestehen, steht für uns schon nach den jahrzehnte-
langen Beobachtungen des Gebietes fest und ist auch den zuständigen Stellen der 
Stadt Bergkamen bekannt, allein schon aus den Störungen des Kanalnetzes innerhalb 
der Straßen. Es ist daher nicht verständlich, dass diesen Risiken bei der Planung offen-
kundig keinerlei Beachtung geschenkt worden ist und nach den ausgelegten Unterlagen 
keine baulichen Vorsorgemaßnahmen nennenswert erkennbar sind. Auch dies wenden 
wir gegen die Planung ein. 
Solche Maßnahmen wären aber unabdingbar. Um sie zu konkretisieren und planen zu 
können, benötigt man aber das maßgebliche Grubenbild. Das Grubenbild ist eine öffent-
liche Urkunde und selbst nach der Beendigung des Abbaus gegebenenfalls zu aktuali-
sieren. Daher ist vollkommen unverständlich, wieso dieses Grubenbild für die Planung 
augenscheinlich keine Rolle gespielt hat. 

gen bergbaulichen Nutzung ausgehen und die Wiedernutzbarmachung der Betriebsfläche 
möglich ist. Hierauf bauen die vorliegende Bauleitplanung und die Sanierungsplanung als 
dessen Grundlage auf. 
Die Thematik von Setzungen und Absenkungen wurde des Weitern in den beauftragten 
Fachgutachten zu den Themen Baugrund und Altlastenuntersuchung, Sanierungspla-
nung, Bodenmanagement sowie Massen- und Kostenermittlung ausführlich untersucht, da 
bei der weiteren Realisierung der Wasserstadt Aden derartige Absenkungen zwingend 
vermieden werden müssen. Auf der Grundlage dieser fachgutachterlichen Untersuchun-
gen sind keine speziellen Maßnahmen und Festsetzungen im Bebauungsplan erforderlich. 
Es gilt jedoch, dass aufgrund der bergbaulichen Vornutzung und der Vorgaben des Sanie-
rungsplanes für das Gelände der ehemaligen Schachtanlage Haus Aden 1/ 2 in Bergka-
men inklusive Verbindlichkeitserklärung des Kreises Unna vom 11.12.2015 ein Genehmi-
gungsfreistellungsverfahren i. S. v. § 67 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW in der Regel nicht mög-
lich ist. 
Zudem sind im Rahmen der weiteren Erdbauarbeiten die Ergebnisse der genannten 
Fachgutachten zu berücksichtigen. 
Zum Grubenbild siehe weiter unter 2.3 

2.3 Keine Auslegung von Grubenbildern 
Jedenfalls ist nicht nachvollziehbar, aus welchem Grund das Grubenbild nicht ausgelegt 
worden ist. Aus einem korrekten Grubenbild wäre zusätzlich deutlich geworden, in wel-
chem Bereich sich die Abgrenzung des Standsicherheitspfeilers und des Auskühlungs-
bereiches befinden, um z. B. die Bruchbereiche für Fundamente und Rohrleitungen ge-
sondert zu sichern. 
Der Übergangsbereich zwischen dem Standsicherheitspfeiler und dem Auskühlungsbe-
reich ist erhöhtem und unterschiedlichem Setzungsverhalten ausgesetzt und daher z. B. 
bei Leitungen mit "Dehnern" auszustatten, vergleichbar in der Gasfernleitung Duisburg - 
Hannover im Ostfeld. Den Umstand, dass das Grubenbild bei der Planung ignoriert und 
insbesondere nicht ausgelegt worden ist, wenden wir ausdrücklich gegen die Planung 

 zu 2.3 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Von einem Ignorieren der Grubenbilder kann nicht die Rede sein. Die vorhandenen Gru-
benbilder wurden bei der Erstellung der Fachgutachten (hier v. a. Baugrund und Altlas-
tenuntersuchung, Sanierungsplanung zu Folgenutzungen, Bodenmanagement sowie 
Massen- und Kostenermittlung) ausgewertet und sind in die Ergebnisse der Gutachten 
eingeflossen. 
Zudem wurde aufgrund der in der Stellungnahme geäußerten Befürchtungen im Hinblick 
auf Störzonen im Sinne von möglicherweise schadensrelevanten Unstetigkeiten an der 
Tagesoberfläche eine erneute Prüfung der Grubenbilder durch die zuständige Fachbehör-
de durchgeführt. 
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ein. Im Übrigen enthält das Grubenbild des Bergwerkes keine abwägungsrelevanten Informa-

tionen, die einer Auslegung des Grubenbildes im Bebauungsplanverfahren bedürfen. Die 
Grubenbilder sind deshalb auch kein Bestandteil der im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung ausgelegten Unterlagen. 

2.4 Alterungsprozesse bei unterirdischen Hohlräumen, zusätzliche Belastungen durch 
bauliche Auflast 
Ein weiteres Risiko für das vorgesehene Baugebiet und seine Umgebung entsteht aus 
dem Alterungsprozess der unterirdischen Hohlraumsicherungen, da diese durch das 
Ende des aktiven Bergbaus nicht mehr oder wenn, dann nur unzulänglich gewartet wer-
den und die laufende Hohlraumneubildung zusätzliche statische Belastungen schafft. 
Diese Belastungen würden aber zusätzlich und in außerordentlich hohem Maße ver-
stärkt durch die baulichen Auflastungen im Zuge der Verwirklichung der “Wasserstadt 
Aden". Das Plangebiet muss nach Angaben des technischen Beigeordneten der Stadt 
Bergkamen, Herrn Dr. Peters, mit mehr als einer Million m³ Lehmboden aufgefüllt wer-
den. Hieraus entsteht aber ein Zusatzgewicht von mehr als zwei Millionen Tonnen. Die 
notwendige Verdichtung erhöht die Last um mindestens 10 %. 
Die vorgesehene Wasserfläche muss nach Angabe der zuständigen Sachbearbeiterin 
der Stadt Bergkamen, Frau Reumke, mindestens wegen der Höhengleiche zum Kanal 
sieben Meter betragen. Auch dies wenden wir gegen die Planung ein. Leider enthalten 
die ausgelegten Unterlagen keinen genauen Angaben über die eingestauten Wasser-
massen. Auch dies wenden wir gegen die Planung ein. 

 zu 2.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich der befürchteten Auswirkungen der Auflasten gilt, dass diese hinsichtlich der 
Sicherheit des Baugrundes beim Vorhandensein von Hohlräumen im mehrere hundert 
Meter tiefen Karbongebirge nicht relevant sind. 
Zusammenfassend ist zu diesem Themenkomplex daher festzuhalten, dass die vorgetra-
genen Befürchtungen hinsichtlich eines labilen Untergrundes mit Tagesbruchgefahr nicht 
zutreffen. Spezielle Maßnahmen und Festsetzungen sind nicht erforderlich. 
Angaben zu Wasserspiegelhöhe, Wassertiefe und Volumen des Adensees und der Gracht 
finden sich des Weiteren in der wasserrechtlichen Genehmigung und den Unterlagen zur 
Seeplanung. Für den Bebauungsplan sind diese detaillierten Zahlen nicht relevant. Diese 
Pläne waren Gegenstand der ersten Offenlegung. 

2.5 Hohe Lasten durch die geplante bauliche Entwicklung, Gefahr eines Tagesbru-
ches 
Eine eigene Nachberechnung auf Basis der Planunterlagen ergibt etwa 83.300 m³ Was-
servolumen für die Gracht (700 m lang, 17 m breit und 7 m tief), und etwa 341.600 m3 
(800 m lang, 61 m breit und 7 m tief) für den See. 
Die Gesamtsumme von etwa 424.900 m³ ist dabei, da sie die Verdrängungsfläche für 
Häuser, Stege und Boote nicht berücksichtigt, nur ein ungefährer Wert. Unterstellt man, 
dass das Wasser bei geringem Salzgehalt (es wird aus der Lippe in den Kanal gepumpt) 
etwas über eine Tonne pro m³ wiegt, entsteht eine weitere Auflast von etwa 425.000 
Tonnen. 

 zu 2.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gracht ist lediglich ca. 0,35 m tief, was jedoch keine relevanten Konsequenzen für die 
Auflast hat. 
Generell gilt auch hier, dass die Lasten durch den Baugrund, die Gebäude sowie die 
Wasserflächen hinsichtlich der Sicherheit des Baugrundes beim Vorhandensein von Hohl-
räumen im mehrere hundert Meter tiefen Karbongebirge nicht relevant sind. 
 Zudem wurde der Lastabtrag der Wasserflächen und zukünftigen Aufbauten im Rahmen 
der Sanierungsplanung und Baugrundaufbereitung berücksichtigt. 
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Ohne die weitere Auflast der vorgesehenen Häuser, Gewerbebetriebe und Boote ent-
stünde eine Zusatzbelastung von deutlich mehr als 2.600.000 Tonnen Gewicht auf ei-
nem höchst labilen Untergrund, die in Teilen vorgesehenen Untergrundfolien können die 
Folgen eines Tagesbruches nicht eliminieren. Auch dies wenden wir gegen die Planung 
ein. 

2.6 Unterirdische Giftstoffverbringung, u. a. PCB-Belastungen 
Bei der Planung gänzlich unberücksichtigt sind außerdem die sich aus der unterirdi-
schen Giftstoffverbringung von offiziell mehr als 166.000 Tonnen besonders überwa-
chungsbedürftiger Stoffe ergebenden Gefahren. Auch dies wenden wir ein. 
Ein erheblicher Teil dieser verschiedenartigen und teils hochgiftigen Stoffe (Seveso-
Gifte) wurde entgegen der Erlaubnisliste und nicht vorgabenkonform in das allgemeine 
Grubengebäude verbracht, so dass sich Teile dieser Giftstoffe uneingeschränkt im Gru-
benwasser bewegen können. Zusätzlich hat der private Bergbaubetreiber mindestens 
1.200 Tonnen PCB, des giftigsten und persistentesten aller jemals künstlich hergestell-
ten Stoffe in seinen Gruben und so auch in Bergkamen hinterlassen. 
Dies alles ist den zuständigen Stellen der Stadt Bergkamen allein schon aufgrund eines 
Vortrags des Herrn Dr. H. Friedrich im Rat der Stadt Bergkamen am 10.11.2015 be-
kannt. Nicht zufällig hat sich daher die Landesregierung NRW veranlasst gesehen, ein 
europaweit ausgeschriebenes Gutachten über die hoffentlich mögliche Risikobeherr-
schung der Gefahrenlage in Auftrag zu geben. Weitestgehend unbekannt sind den zu-
ständigen staatlichen Kontrollbehörden (so deren Aussage im Unterausschuss Berg-
bausicherheit des Landtags von NRW) die chemischen Folgereaktionen der verschie-
denartigen Substanzen, insbesondere unter dem Einfluss von hoher untertägiger Tem-
peratur, des Drucks und des sehr hohen Salzgehalts. 
Es ist nicht nachvollziehbar, wie die Stadt Bergkamen die "Wasserstadt Aden" planen 
kann, ohne die Ergebnisse dieses Gutachtens abzuwarten. Auch dies wenden wir gegen 
die Planung ein. 

 zu 2.6 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
U. a. die PCB-Thematik wird im Rahmen des von der Landesregierung beauftragten er-
weiterten Gutachtens zur Bruchhohlraumverfüllung untersucht. Mit der Vorlage des ersten 
Teils dieses Gutachtens, in dem der Standort Haus Aden betrachtet wird, ist im 4. Quartal 
2016 zu rechnen. Hierin wird auch das Thema der Abfallverwertung mit behandelt. 
Die Reststoffverbringung unter Tage ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 
 

2.7 Vorbelastungen mit Cyanacrylat 
Der Umstand, dass das vorgesehene Baugebiet in ausgesprochen hohem Maße vorbe-
lastet ist, ist amtskundig und den Entscheidungsträgern der Stadt Bergkamen bewusst. 
Insoweit verweisen wir auf unser Schreiben an den Bürgermeister der Stadt Bergkamen 

 zu 2.7 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Neben der PCB-Thematik wird auch die Cyanacrylat-Thematik im Rahmen des von der 
Landesregierung beauftragten erweiterten Gutachtens zur Bruchhohlraumverfüllung un-
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vom 30.08.2012, in dem wir mitgeteilt haben, dass sich im Bereich "Haus Aden" in den 
Verbindungssohlen, 360 m, 640 m und 960 m zu Schacht "Kukuk" (Grimberg 3/4 zusätz-
lich und ungenehmigt ca. 6.500 m³ Cyanacrylat befinden sollen. 
Cyanacrylat ist ein Lösungsmittel der Gefahrenstoffklasse III und hat daher ein extrem 
hohes GefährdungspotenziaL Dieses Schreiben, dessen Inhalt weder der Bürgermeister 
noch ein sonstiger Amtsträger dementiert haben, fügen wir der guten Ordnung halber 
nochmals bei (vgl. folgende Ziff. 3). 
Cyanacrylat stellt eine besondere Gefahr für die unterirdischen statischen Stützkonstruk-
tionen (hohe Rostbildung und Säurefrass) dar, es verringert ihre eigene Haltbarkeit und 
die der direkten Umgebung durch vermehrten Sedimentaustrag. Auch dies wenden wir 
gegen die Planung ein. 

tersucht. Sollten sich aus diesem Gutachten relevante Hinweise für das Bebauungsplan-
verfahren sowie die weitere Umsetzung der Wasserstadt Aden ergeben, werden diese 
Hinweise in die planerische Abwägung eingestellt. 

3 Bürger 2, Anregung vom 30.08.2012, erneut als Anlage zur Stellungnahme vom 
29.08.2016 eingereicht 

3.1 Finanzielle Schädigung durch RAG AG 
Wie wir Ihnen bereits mit vorangegangenen Schreiben mitgeteilt haben, versucht die 
RAG AG uns durch Verneinen von bergbaulichen Beeinträchtigungen finanziell zu schä-
digen. Im Rahmen von gerichtlichen Auseinandersetzungen sowohl über Aufwuchsent-
schädigungen als auch über Eintragung von Unstetigkeiten ins Risswerk waren wir ge-
zwungen, auf eigene Kosten Grubenbildeinsichtnahmen und Wasser- und Bodenunter-
suchungen durchführen zu lassen. 

 zu 3.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die in der Anregung geschilderten juristischen Auseinandersetzungen mit der RAG AG 
stehen in keinem Zusammenhang mit dem Bebauungsplanverfahren. 

3.2 Deponierung von Cyanacrylat, Hohe Salzbelastung im Kuhbach 
Hierbei hat ein ÖBV SV hohe Belastungen mit Salz und Fluoriden im Bereich des Kuh-
bachs festgestellt. Diese Befunde können als Beleg für Einlagerungen in der 370, 640 
und 960 m Sohle zwischen Haus Aden und Kuckuck gewertet werden. Das Gesamtvo-
lumen soll ca. 6.500 m³ in 301 Weißblechbehältern umfasst haben. Diese Stoffe sind als 
Lösemittel der Gefahrenstoffklasse III zuzuordnen. 
Ein Teil der Behälter soll mit Cyanacrylat deklariert gewesen sein. Diese Einlagerungen 
sollen ab ca. 1980 begonnen haben und ca. 1990 beendetet worden sein. Sie sollen un-

 zu 3.2 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die erfolgten Einlagerungen von Abfällen in den Hohlräumen des Steinkohlebergbaus 
werden im Rahmen des von der Landesregierung beauftragten erweiterten Gutachtens 
zur Bruchhohlraumverfüllung untersucht. Wie bereits erläutert, soll der erste Teil dieses 
Gutachtens, in dem der Standort Haus Aden betrachtet wird, voraussichtlich im 4. Quartal 
2016 vorgelegt werden. Hierin wird auch das Thema der Abfallverwertung mit behandelt. 
Sollten sich aus diesem Gutachten relevante Hinweise für das Bebauungsplanverfahren 
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ter strengsten Sicherheitsvorkehrungen und mit schriftlicher Verschwiegenheitsverpflich-
tung aller beteiligten Bergleute durchgeführt worden sein. Einige der in dem Bereich täti-
gen Mitarbeiter der RAG AG sind mittlerweile an Krebs verstorben. 
Nach unserem Wissen haben die Markscheider Freese, Kirch, Hager und Frau Stelzner 
von der RAG AG über diesen Sachverhalt Anfang des Jahres 2010 mit dritter Seite um-
fassend diskutiert. 
Mit Schreiben vom 14.05.2012 teilt das 6. Dezernat der Bezirksregierung nun mit, von 
diesen Einlagerungen keine Kenntnis zu haben. Eine genaue Analyse der Risswerkauf-
zeichnungen und sonstigen Aktenvermerke aus diesem Gebiet könnten hier zu der nun 
unabdingbar notwendigen Aufklärung beitragen. 
Sollte allerdings zutreffen, dass bei der Auflösung des Bergamtes in Kamen-Heeren ca. 
60 lfd. Meter Akten geschreddert worden sein sollen, u. a. über dieses Gebiet, müsste 
das als weiteres Indiz für eine illegale Abfallentsorgung gewertet werden. 

ergeben, werden diese in die planerische Abwägung eingestellt.  
Die Salzbelastungen im Kuhbach sind kein Bestandteil des Bebauungsplanverfahrens. 

3.3 Vermeidung von Haftungsansprüchen, Interesse an Aufklärung 
Die Stadt Bergkamen sollte schon allein aus Gründen der Vorsorge für ihre Bürger und 
zur eventuellen Vermeidung eines Haftungsanspruches allergrößtes Interesse an einer 
Aufklärung haben, auch wenn dies die Interessen der RAG AG und der Projektgesell-
schaft negativ tangieren würde. 
Zusätzlich hat das 6. Dezernat uns mit dem o. a. Schreiben darüber in Kenntnis gesetzt, 
dass in der Zeit von ca. 1993 - 1998 166.952,5 Tonnen Reststoffe, Schlämme aus 
Rauchgas-Abwasseraufbereitung (RAA), Filterstäube und Hausmüll- und Klärschlamm-
verbrennungsaschen in die Bergwerke Grillo (Monopol) und Grimberg unter Bergkamen 
verbracht worden sind. Vor der seinerzeitigen Genehmigung des Sonderbetriebsplans 
ist u. a. auch die Stadt Bergkamen im Verfahren beteiligt worden. 
Da wir als betroffene Grundstückseigentümer erst jetzt davon Kenntnis erlangt haben, 
bitten wir Sie als Bürgermeister der Stadt Bergkamen uns Auskunft zu erteilen: 
1. Welche Fragen zur Art und Weise der unterirdischen Verbringung der nichtbergbauty-
pischen Stoffe sind der Stadt Bergkamen für das offizielle Genehmigungsverfahren ge-
stellt worden, 
2. Welche schriftlichen Antworten hierzu von der Stadt Bergkamen wann abgegeben 
wurden, 

 zu 3.3 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Fragen stehen in keinem Zusammenhang mit dem aktuellen Bebauungsplanverfahren 
und sind insofern kein Bestandteil der planerischen Abwägung. 
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3. In welchem Rahmen die Öffentlichkeit beteiligt wurde, 
4. In welchem Rahmen die betroffenen Grundstückseigentümer beteiligt wurden, 
5. Welche Schutzvorrichtungen z. B. für die Beregnungswasserabpumpung für gärtne-
risch oder landwirtschaftlich genutzte Flächen verlangt worden sind, 
6. Ob es im Bereich einer Baumschule in Bergkamen-Overberge zu Salzwasserschäden 
gekommen ist, 
7. Welche Schutzvorrichtungen im Bereich von Störhorizonten von der Stadt Bergkamen 
verlangt wurden, 
8. Warum die betroffenen landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzten Grundstücke 
nicht in einem gesonderten Kataster u.a. zur Grundsteuerbewertung separat erfasst 
worden sind (wie z.B. die LKW den ha-Wert Bergbau geschädigter Flächen herabsetzt) 
9. Ob der Stadt Bergkamen finanzielle Zuwendungen oder anderweitige Vermögensvor-
teile durch die Duldung der Einlagerungen zugestanden worden sind und ab wann. 

3.4 RAG AG – fehlende Qualifikation und Zertifizierung als sach- und fachkundiger 
Entsorgungsbetrieb 
Nach einem Urteil des BVerwG ist das untertägige Verbringen von nichtbergbautypi-
schen Stoffen verboten. Das unterirdische Kohleabbaugebäude ist nicht lagestabil und 
durch hohe Grubenwasserbeeinflussung dauerhaft belastet. 
Alle nichtbergbautypischen Einlagerungen stellen auch wegen ihrer anthropogenen Be-
standteile ein großes Risiko dar, weil sie systembedingt nicht komplett im Untergrund 
gehalten werden können. Sie stellen deshalb für unsere landwirtschaftlichen Nutzungs-
flächen bereits jetzt eine unkalkulierbare Gefahrenlage dar. Diese Gefahrenlage wird 
zusätzlich erhöht, da die RAG AG weder eine Qualifikation noch eine Zertifizierung als 
sach- und fachkundiger Entsorgungsbetrieb hat. Diesen hohen fachlichen Mangel hat 
die RAG AG zwischenzeitlich erkannt und ihre Tochtergesellschaft Umwelt AG komplett 
aufgelöst bzw. andere Vergleichsunternehmen z. B. zur Schachtverfüllung abgegeben. 
Durch diese Abtrennung hat die Führung der RAG AG deutlich gemacht, dass sie die 
selbst verursachten Umweltgefahren als Ballastgesellschaft abwirft, um den Regress zu 
verringern. Allein unter diesem Aspekt ist die unterirdische Verbringung nichtbergbauty-
pischer und anthropogener Stoffe im Stadtgebiet Bergkamen durch einen unqualifizier-

 zu 3.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die in den 1990er-Jahren erfolgte Deponierung von Abfallstoffen ist kein Bestandteil des 
Bebauungsplanverfahrens. Sollten sich aus dem von der Landesregierung beauftragten 
Gutachten relevante Hinweise für die weitere Realisierung der Wasserstadt Aden erge-
ben, werden diese Hinweise in die planerische Abwägung eingestellt. 
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ten Nichtentsorgungsbetrieb ein Umweltvergehen großen Ausmaßes, das sich nicht 
mehr unter dem Schutzmantel des BBergG verstecken kann. Das 6. Dezernat teilt selbst 
mit, dass es keine Überwachungsmöglichkeiten wegen der Verbringung im Bruchersatz 
hat. Das bedeutet, dass ein unqualifizierter Betrieb unkontrolliert Giftstoffe in großen 
Mengen über Jahre unterirdisch „verklappt“ hat. 
Wir wollen als betroffene Bürger, nicht nur, weil wir den Namen der Stadt als Teil des 
unsrigen seit über 500 Jahren führen, nicht glauben, dass diese langjährige latente Um-
weltvergiftung mit rechtlicher Unterstützung und/oder stillschweigender Duldung be-
stimmter Behörden stattgefunden haben soll. – Und dies ohne finanziellen Vorteil? 
Wenn zu diesen Behörden jedoch auch die Stadtverwaltung Bergkamen gehört hat – 
weil ihr vielleicht falsche Daten über die Einlagerungsstoffe genannt wurden – und 
dadurch auch unsere Flächen durch die Einwirkung dieser Stoffe gefährdet und geschä-
digt sind, sind wir bereit, unsere Interessen – wenn notwendig – bis zum Europäischen 
Gerichtshof zu tragen. 
Dass dann im Rahmen eines solchen Verfahrens die Öffentlichkeit Kenntnis nimmt und 
EU-Mittel z. B. durch O.L.A.F. zurückgefordert werden, liegt in der Natur der Sache und 
ist uns nicht anzulasten. Die Behörde hat die Pflicht und das Recht, die Kontaminationen 
schnellstmöglich „einzuhausen“ bzw. unschädlich zu machen. 
Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns eine schnelle und umfassende Beantwortung 
aller aufgeworfenen Fragen zukommen lassen könnten, spätestens bis zum 
17.September 2012. Diese Fragen sind für uns sehr dringlich. Die Stadt Bergkamen soll-
te ein mindestens gleich großes Interesse haben, um Haftungsansprüchen vorzubeugen 
und ihr Zukunftsimage „als Nach-Bergbau-Ära nicht in einer westfälischen Asse absau-
fen“ zu lassen. 

3.5 Für umfassende Gespräche mit Ihnen und Entscheidungsträgern der RAG AG bzw. der 
RAG Montan Immobilien Gesellschaft, z. B. die Herren Tönjes und Prof. Dr. Noll, stehen 
wir jederzeit, auch am Wochenende zur Verfügung. 

 zu 3.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
- 

4 Bürger 3, Anregung vom 12.08.2016   

4.1 Unzureichende Bodenumschichtung statt Entfernung laut Sanierungsplan 
Gegen den Bebauungsplan OA 120 erheben wir folgende Einwände: 

 zu 4.1 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Die bisherigen gravierenden Belastungen der Fläche insbesondere mit PAK, EOX, Koh-
lenwasserstoffen, Cadmium und weiteren werden nicht, wie notwendig, entfernt, son-
dern bestenfalls umgeschichtet. 
Siehe dazu insbesondere die Ausführungen in „Aktualisierter Sanierungsplan für das 
Gelände der ehemaligen Schachtanlage Haus Aden 1/2 in Bergkamen für die geplante 
Folgenutzung Adensee von TABERG Ingenieure“ (Dateiname 
127106_sanierungsplan_gutachten.pdf) 
S. 24: Im Bereich der Aufbereitung (Teilfläche 1.8) wurden in der Orientierungsphase 
Belastungen mit Polycyclen in den Rammkernsondierungen RKS 224 (13,8 mg/kg 
B(a)P, 173 mg/kg PAK) sowie der RKS 130 (454 mg/kg) beobachtet. Die Eingrenzung 
erfolgte u. a. mit den RKS I.7 (2,7 mg/kg B(a)P, 0,1 bis 2,0 m Tiefe, Bereich RKS 224) 
sowie RKS I.67 (7,2 mg/kg B(a)P, 114 mg/kg PAK) und II.1 (2,3 mg/kg B(a)P, Tiefe je-
weils 0,1 bis 2,0 m) für die RKS 130. 
Die im Gleisbereich westlich der Wäsche angetroffene Belastung mit Polycyclen (RKS 
168, 1.616 mg/kg PAK, 70 mg/kg B(a)P) wird als lokale Belastung eingestuft. Die im Be-
reich der Gleisanlagen (Teilfläche 1.9) festgestellten erhöhten Konzentrationen an Poly-
cyclen in der RKS 262 (Gleisbereich) wurden durch die eingrenzenden Untersuchungen 
bestätigt. In der RKS I.24 konnte in einer Tiefe von 0,0 bis 1,0 m ein Maximalgehalt von 
10.259 mg/kg PAK mit 289 mg/kg B(a)P festgestellt werden. Im Bereich der Lagerboxen 
(RKS 286) wurden in den zur Eingrenzung durchgeführten Untersuchungen Polycyclen-
konzentrationen von 141 bis 1.733 mg/kg PAK mit 4,8 bis 77,7 mg/kg B(a)P ermittelt. 
S. 25: Die Grundwasseranalysenergebnisse der kretazischen Messstellen ergaben eine 
Überschreitung des Maßnahmenschwellenwertes für Zink (GWM 1: 5 mg/l im Dezember 
2004) und für Polycyclen (GWM 7: 3,6 μg/l im Juni 2005). Weitere leicht auffällige Kon-
zentrationen, die jedoch die Maßnahmenschwellenwerte nach LAWA /19/ einhalten, 
werden im Grundwasser der Messstelle GWM 1 (1,5 mg/l Zink im Juni 2005) und der 
Messstelle GMW 8 (0,4 bzw. 0,7 μg/l PAK im Juni bzw. Dezember 2004 und 110 μg/l 
BTEX im Dezember 2004) gemessen. Die gemessenen Werte zeigen jedoch keinen 
eindeutigen Trend, sie schwanken stark. 
S. 26: die dort abgebildete Tabelle zeigt verschiedene Überschreitungen 
S. 35./36 Bodenanalyse, verschiedentlich überhöhte Konzentrationen, aber auch wieder 
gemäß LAGA. Zitat: Feststoff auf die Parameter gemäß LAGA, Tabelle II.1.2-2 /16/, 

Für die höherwertige Folgenutzung Wohnen, Freizeit und Gewerbe in der Wasserstadt 
Aden ist die Aufbereitung der Fläche der ehemaligen Zeche „Haus Aden“ i.S.d. 
BBNodschG erforderlich. Dazu wurde ein Sanierungsplan von einem Fachbüro in enger 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden erstellt. Dieser Sanierungsplan entspricht 
dem aktuellen Stand der Technik und wurde am 11.12.2015 nach § 13 Abs. 6 Satz 1 
BBodSchG für verbindlich erklärt. Die Genehmigungsbehörde bestätigt, dass der Sanie-
rungsplan den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Die aufgeführten Maßnahmen sind 
geeignet und angemessen, um die Pflichten nach § 4 Abs. 3 BBodSchG (Gefahrenab-
wehr) zu erfüllen. Mit diversen Nebenbestimmungen wird eine gutachterliche Begleitung 
sichergestellt und in ausreichendem Umfang für eine Kontrolle und Dokumentation ge-
sorgt. 
Die Ergebnisse des Sanierungsplans sind nun Grundlage für die Bauleitplanung. So ent-
hält der Bebauungsplan eine bedingte Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB, nach der alle 
WA-, MI-, GE- und SO-Gebiete (mit Ausnahme des SO Bergbau) sowie alle Grünflächen 
erst  nach Sanierung i.S. des Sanierungsplans zulässig sind. Damit wird gewährleistet, 
dass die chemische und physikalische Qualität des Untergrunds für diese Nutzungen ge-
geben ist. Darüber hinaus werden für die Aufbringung des Oberbodens durch die Bauher-
ren zusätzliche Regelungen im B-Plan getroffen. 
Der Sanierungsplan selbst ist nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. Er wurde in 
einem Verfahren nach BBodSchG, LBodSchG und dem Verwaltungsverfahrensgesetz un-
ter Beteiligung der betroffenen Fachbehörden aufgestellt.  
In dem vom Kreis Unna genehmigten Sanierungsplan sind zunächst die Rahmenbedin-
gungen genannt, unter denen die Böden und Auffüllungen eingebaut werden können.  
Demnach besteht grundsätzlich vor Umsetzung der Flächenaufbereitung das Erfordernis, 
vertiefend und ausführlich eine Ausführungsplanung für die Flächenaufbereitung und das 
Bodenmanagement  zu erstellen, um die Maßnahme entsprechend durchzuführen. Der 
genehmigte Sanierungsplan stellt hierfür lediglich die Grundlage dar. 
Gemäß den Ergebnissen des Sanierungsplans hält die Mehrzahl der untersuchten Bo-
denproben die Prüfwerte der BBodSchV für Wohnen ein. Es gibt lediglich einzelne Belas-
tungspunkte (Hotspots). Zudem trifft der Sanierungsplan differenzierte Aussagen zum 
Umgang mit Böden in Bereichen, in denen aufgrund der erforderlichen Geländeverände-
rungen ein Bodenauftrag, bzw. ein Bodenabtrag notwendig ist. 
In Auftragsbereichen werden die nicht aufbereiteten Böden im Plangebiet mit Material 
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S. 39: Polychlorierte Biphenyle (PCB) werden lediglich in 4 Mischproben nachgewiesen. 
In den Mischproben 2 und 3.1 werden mit 0,1 bzw. 0,11 mg/kg geringfügig erhöhte Kon-
zentrationen gemessen. 
S. 40: Die chemischen Bodenanalysen ergeben auffällige Konzentrationen der unter-
suchten Parameter für Polycyclen (max. 454 mg/kg), Naphthalin (max. 5,4 mg/kg) leicht-
flüchtige Aromaten (max. 5,6 mg/kg BTEX) und Arsen (max. 168 mg/kg)(vgl. Lageplan 
Anlage 5.5.1). 
S. 42, 43: Für die Polycyclen werden mit 0,6 mg/kg (Mischprobe 32.1, Tiefe 0,0 – 1,0 m) 
bis 22,95 mg/kg (Mischprobe 33, Tiefe 0,0 – 1,3 m) ebenfalls keine bedeutenden Kon-
zentrationen gemessen. 
Die Schwermetall- und Arsenkonzentrationen sind weitestgehend unauffällig. Lediglich 
der Kupfergehalt in der Mischprobe 30.2 (2.000 mg/kg Cu, Tiefe 1,0 – 3,0 m) und die 
Cadmiumkonzentration in der Mischprobe 31.2 (62 mg/kg, Tiefe 0,3 – 2,0 m) sind deut-
lich erhöht. Im Zuge der Sanierungsplanung oder der Flächenaufbereitung sollte dieser 
Bereich näher untersucht werden 
S. 51: Für die Polycyclen werden zum einen mit 0,8 mg/kg (Mischprobe 25.2, Tiefe 2,3 – 
4,3 m) bis 4,9 mg/kg (Mischprobe 25.1, Tiefe 0,0 – 2,5 m) unbedeutende Gehalte ge-
messen und zum anderen mit 23,0 mg/kg (Mischprobe 33, Tiefe 0,0 – 1,3 m) bis 92,2 
mg/kg (Mischprobe 24.1, Tiefe 0,0 – 2,0 m) erhöhte Konzentrationen festgestellt. 
Selbst die im Gutachten (S. 42 - 43) vorgeschlagenen weiteren Untersuchungen werden 
nicht vorab durchgeführt. Über die unmittelbare Belastung der Gegend der wasserstadt 
hinaus, führt das Belassen der Schadstoffe im Boden dazu, dass diese kontinuierlich 
ausgewaschen und insbesondere über den Kanal in die Umwelt ausgebracht werden. 
Hierdurch entsteht eine Belastung deutlich über die Grenzen der Stadt Bergkamen hin-
aus. 

entsprechend der festgelegten Sanierungszielwerte sowie einer abschließenden Schicht 
vegetationsfähigem Boden überdeckt. Hotspots können im Untergrund verbleiben, wenn 
sie nicht wassergefährdend sind. In Abtragsbereichen wird der Boden zuerst ausgekoffert 
(Aushubebene) und Hotspots entfernt. Daraufhin erfolgt ein Neueinbau von Material ent-
sprechend der festgelegten Sanierungszielwerte sowie einer abschließenden Schicht ve-
getationsfähigem Boden.  
Die in Auf- und Abtragsbereichen neu einzubauenden Böden werden entsprechend der 
Anforderungen seitens der darauf geplanten Nutzung (Wohnen, Gewerbe, Verkehrsflä-
che, öffentliche Grünfläche) in unterschiedlicher Mächtigkeit hergestellt. Die Flächenauf-
bereitung hat zum Ziel, in Abhängigkeit von der geplanten Nutzung dem neuen Erwerber 
und Nutzer ein weitestgehend restriktionsfreies Grundstück oberhalb der Aushubebene zu 
übergeben. Daher werden im Bereich von geplanten Baufenstern zusätzlich oberflächen-
nahe Fundamente von ehemaligen Industriegebäuden entfernt. Belastete Böden, Auffül-
lungen und Fundamente, die unter der für die geotechnische Flächenaufbereitung erfor-
derlichen Aushubebene liegen, können überwiegend im Untergrund verbleiben, da der 
Gefährdungspfad Boden-Mensch unterbrochen wird. Die Abtragsbereiche sind in den La-
geplänen des Sanierungsplanes gekennzeichnet und gliedern sich in Böden, die die Sa-
nierungszielwerte für Gewerbe überschreiten und solche, die diese einhalten oder sogar 
unterschreiten. Bei einer Einhaltung oder Unterschreitung ist ein Einbau des Bodens unter 
den geplanten Gewerbeflächen vorgesehen. Bei einer Überschreitung ist entweder eine 
externe Verwertung/Entsorgung, oder eine Verbringung in ein Umlagerungsbauwerk ge-
plant. Das Umlagerungsbauwerk bedarf noch einer Genehmigung. Die Genehmigungsbe-
hörde hat der Errichtung bereits grundsätzlich zugestimmt. 
Eine Einlagerung von öligen Materialien wird jedoch ausgeschlossen. Die Erstellung eines 
Umlagerungsbauwerkes und auch die Planung der Größe sind von der Menge des bei der 
Flächenherrichtung anfallenden belasteten Materials abhängig, das die internen Sanie-
rungszielwerte überschreitet. Sobald diesbezügliche Erkenntnisse vorliegen, wird darüber 
entschieden ob das Material innerhalb des Plangebietes umgelagert oder außerhalb des 
Plangebietes verbracht wird. Darüber hinaus wird eine gezielte Regen- und Oberflächen-
wasserversickerung in den Auffüllungen seitens der Genehmigungsbehörde ausgeschlos-
sen. 
Mit der Realisierung des Sanierungsplans wird dauerhaft gesundes Wohnen und Arbeiten 
im Plangebiet ermöglicht. 
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Die genannten Untersuchungen sind jedoch kein Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
rens und erfolgen vielmehr im Zuge der anstehenden Erdbaumaßnahmen. 
 

4.2 Einstufung nach LAGA statt nach BbodSchV 
Für die Einstufung von Belastungen in Böden werden die Werte nach LAGA klassifiziert 
und Vorgaben daraus verwendet, statt strikt nach der BbodSchV vorzugehen. (Entspre-
chendes gilt für die Wasserwerte) 

 zu 4.2 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Einstufung der Bodenkategorien gemäß LAGA entspricht der üblichen Vorgehenswei-
se bei der Sanierung belasteter Standorte. Diese Vorgehensweise sowie die Methodik der 
jeweiligen Untersuchungen wurden zudem auch mit den zuständigen Fach- und Auf-
sichtsbehörden abgestimmt. 
Des Weiteren sind die Prüfwerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) maßgeblich. Wie im Sanierungsplan erläutert, hält die Mehrzahl der unter-
suchten Bodenproben die Prüfwerte der BBodSchV für Wohnen ein. 
 

4.3 Schadstofffreiheit bei neu anzuliefernden Böden 
Die bisherige Belastung wird unter der Maßgabe, dass die Sanierungszielwerte nur kei-
ne Verschlechterung erlauben, zur Begründung genommen, den Stadtteil Oberaden, mit 
weiteren deutlich kontaminierten Abfällen (Böden nach LAGA Z2) zu belasten. Unserer 
Ansicht nach, dürften für eine Aufschüttung höchstens Böden nach Z1 verwendet wer-
den. 

 zu 4.3 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen des Sanierungsplans wurde ein Massendefizit von ca. 1,0 Mio. m³ an Füllbö-
den sowie ca. 59.000 m³ an vegetationsfähigen Böden ermittelt. Diese müssen extern zu-
geliefert werden. 
Die bodenchemischen Qualitäten der wieder einzubauenden sowie der extern zuzulie-
fernden Böden/Auffüllungen orientieren sich tiefengestaffelt an den Folgenutzungen (Ge-
werbe, Wohnen, privates und öffentliches Grün). Dies wurde auch mit der zuständigen 
Umweltbehörde vorabgestimmt. 
Generell gilt, dass unterhalb des Gründungsniveaus in lastabtragenden Bereichen von 
Bauwerken, Straßen sowie Wasserflächen (Aden-See) ein mindestens 1 m mächtiger, 
ausreichend tragfähiger, aber auch ein bodenchemisch unbedenklicher Untergrund her-
zustellen ist. Erst unter dieser Deckschicht ist der Einbau von Material entsprechend der 
festgelegten Sanierungszielwerte vorgesehen. Sofern die jeweilige geplante Nutzung an 
der Oberfläche dies zulässt, sind hierfür auch Böden der Zuordnungswerte Z2 nach LAGA 
vorgesehen. Hierbei handelt es sich allerdings nicht um kontaminierte Abfälle, sondern um 
Materialien, deren Wiederverwertung und eingeschränkter Einbau mit definierten techni-
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schen Sicherungsmaßnahmen gemäß LAGA ausdrücklich zulässig ist. Möglich ist dies 
zum Beispiel als Unterbau von Straßen oder von befestigten Flächen in Gewerbe- und In-
dustriegebieten. 

4.4 Umstellung der Wasserhaltung führt zu Vergiftungen 
Die räumliche Planung der benötigten Fläche für die Wasserhaltung geht von der bishe-
rigen Planung der RAG aus, mit der entsprechenden Umstellung der Wasserhaltung. 
Wie nun auch in einem Gutachten im Auftrag des Landes NRW festgestellt, würde dies 
zu weiterem Austrag von Stoffen aus dem Unter Tage eingebrachten Giftmüll, sowie 
dem nicht entsorgten PCB in Oberflächengewässer bedeuten. 
Diese würden desweiteren, noch stärker als bisher, über bereits nachgewiesene Was-
serdurchlässigkeiten an die Oberfläche in Bergkamen und damit auch in die Böden der 
Wasserstadt austreten. 
Da eine solche Vergiftung weder für die Wasserstadt, noch Bergkamen bzw. das ganze 
Ruhrgebiet tragbar ist, muss die bisherige Planung für die Umstellung der Wasserhal-
tung aufgegeben werden und im Gegenteil die Bergbauliche Tätigkeit auch in Oberaden, 
zur Bergung des Giftmülls wieder aufgenommen werden. 
Entsprechend muss hier sowohl mit deutlich mehr Platzbedarf, als auch höherer Emissi-
onsbelastung gerechnet werden. 

 zu 4.4 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Bei den städtebaulichen Planungen wurde berücksichtigt, dass die Zentralwasserhaltung 
für das östliche Ruhrrevier auch zukünftig dauerhaft am Standort Haus Aden 1/2 betrieben 
wird. Die Planungen für die Wasserstadt Aden wurden daher im Hinblick auf die für die 
Zentralwasserhaltung nötigen Betriebsflächen und Einrichtungen zur Ableitung des Gru-
benwassers frühzeitig und kontinuierlich mit der RAG AG abgestimmt. 
Die hierfür erforderlichen Betriebsflächen und Einrichtungen wurden im Bebauungsplan-
verfahren entsprechend ihrer Immissionen und der benötigten Größe berücksichtigt und 
werden in der Planzeichnung als Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Bergbau“ 
festgesetzt. Eine neue Grubenwasserleitung wird im B-Plan bereits gesichert. Die Neu- 
und / oder Umverlegung von weiteren Leitungen ist möglich und soll innerhalb der Ver-
kehrs- und Grünflächen erfolgen. Auch die Verkehrsflächen (hier insbesondere der Aden-
boulevard) sind für gewerbliche Verkehre und Schwerlastverkehr  ausgelegt.  
Veränderungen bei der Wasserhaltung sind kein Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
rens, sondern des bergrechtlichen Betriebsplanverfahrens.  
Die PCB-Thematik wird im Rahmen des von der Landesregierung beauftragten erweiter-
ten Gutachtens zur Bruchhohlraumverfüllung behandelt.  Ergebnisse werden ebenfalls in 
einem bergrechtlichen Verfahren umgesetzt. 
Ein Flächenengpass durch die Festsetzungen im B-Plan wird nicht gesehen. Außerdem 
können ggf. weitere Gewerbegebiete im Plangebiet in Anspruch genommen werden. 

4.5 Gefährdung der Einwohner und kaum abwägbare finanzielle Risiken 
Fazit: Die Verwirklichung der Wasserstadt Aden mit diesem Bebauungsplan würde nach 
unserer Einschätzung auf eine Gefährdung der bisherigen und zukünftigen Einwohner 
Bergkamens hinauslaufen und sollte deswegen so nicht verwirklicht werden. Zusätzlich 
beinhaltet er auch dadurch kaum abwägbare finanzielle Risiken für die Stadt Bergka-
men. 

 zu 4.5 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Um die finanziellen, technischen, rechtlichen und sonstigen Risiken zu minimieren, wur-
den mehrere fachrechtliche Genehmigungsverfahren durchgeführt (u. a. wasserrechtli-
ches Verfahren, Planfeststellung Jahnstraße u. a.) sowie zahlreiche Prüfaufträge (Bau-
grund und Altlastenuntersuchung, Sanierungsplanung zu Folgenutzungen, Bodenma-
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nagement sowie Massen- und Kostenermittlung, Seeplanung, Einzelhandelsgutachten, 
schalltechnische Untersuchung, Entwässerungskonzept, Fachbeitrag Artenschutz, Um-
weltverträglichkeitsstudie (UVS), Avifaunistische Kartierungen) in Auftrag gegeben. 
Auf der Grundlage der erteilten Genehmigungen und Ergebnisse der genannten Fachgut-
achten ist davon auszugehen, dass das Projekt Wasserstadt Aden wie geplant und wie im 
städtebaulichen Rahmenplan dargestellt realisiert werden kann. Die Finanzierung erfolgt  
durch Städtebauförderung, städtischer Eigenanteil, die weiteren Projektpartner und die 
Einnahmen aus den Erschließungsbeiträgen und geplanten Grundstücksverkäufen. Für 
das Kostencontrolling bedient sich die Stadt mit der DSK Stadt- und Grundstücksentwick-
lungsgesellschaft mbH eines Entwicklungsträgers/ Treuhänders. 
Darüber hinaus wurde im Rahmen der ersten Planungsphase eine Kosten-Nutzen-
Analyse in Auftrag gegeben, welche von der Landesregierung geprüft wurde und die Wirt-
schaftlichkeit der geplanten Wasserstadt Aden nachweist. Die Analyse war entscheidende 
Grundlage für die Förderzusage und spiegelt die finanzielle Planungssicherheit des Pro-
jektes wider. 

 




